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Demokratie starken und ausbauen

Fur solide Staatshaushalte und eine faire
Finanzmarktordnung

Wohlstand ohne Wachstumszwang -
globale Verantwortung

Planetare Grenzen einhalten -
Natur, Klima und Artenvielfalt schitzen

Konsequenter Tierschutz -
Tiere sind unsere Mitgeschopfe

Land- und Forstwirtschaft sind Basis unseres Lebens
Verbraucherschutz betrifft alle Lebensbereiche
Mobilitat umweltvertraglich gestalten

Umfassende Energie- und Ressourcenwende
Mindeststandards in der Sozial- und Familienpolitik
Bildung fur alle Lebensbereiche

Arbeit

Bekampfung von Fluchtursachen -
humane Asyl- und Flichtlingspolitik

Lebensschutz und Bioethik

Burgerrechte, Datenschutz und innere Sicherheit
im digitalen Fortschritt wahren

AuBen- und Verteidigungspolitik

Unsere Vision: ein Europa, das unsere
Lebensgrundlagen schitzt!



Wir sind uiberzeugte
Europaerinnen und Europaer

In Europa mit seiner langen gemeinsamen Geschichte, in der es
viele Kriege gegeneinander gab, wurde mit der Europdischen Union
eine Keimzelle friedlichen Miteinanders geschaffen. Die Werte der
EU, Achtung der Menschenwurde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschlief3-
lich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehdéren [...] sind al-
len Mitgliedsstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidaritat
und die Gleichheit von Frauen und Mannern auszeichnet (Art. 2 des
Vertrags Uber die Europaische Union). Sie sind fur die Okologisch-
Demokratische Partei (ODP) der Antrieb, sich fir die EU und ganz
Europa einzusetzen. Das Ziel der EU, den Frieden, ihre Werte und das
Wohlergehen ihrer Volker zu fordern (Art. 3 Vertrag Uber die Europa-
ische Union), ist auch das Ziel der ODP. Deshalb setzt sich die ODP im
Europaparlament flr die im Folgenden beschriebenen Ziele ein.
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Demokratie starken und ausbauen

Die ODP steht fir eine demokratisch gestaltete und der kulturellen
Vielfalt verpflichtete Europaische Union (EU) als Grundlage fur Frie-
den, Freiheit, Demokratie und Achtung der Menschenrechte in Eu-
ropa. Burgerferne und mangelnde Mitbestimmungsmaoglichkeiten
erschweren jedoch die Identifikation vieler Blrgerinnen und Burger
mit der Europaischen Union und gefahrden diese Grundlagen. Eine
Ursache sind erhebliche Mangel in den aktuell gliltigen EU-Vertragen.
Durch sie werden wesentliche Teile der Demokratie und soziale Er-
rungenschaften aufgegeben. Vor allem aber leiden die Europaischen
Institutionen (Europaischer Rat, EU-Parlament, Kommission, Mini-
sterrat u. a. m.) unter einem Mangel an demokratischer Legitimation
und Transparenz.

Gerade weil wir von der europadischen Idee Uberzeugt sind, halten
wir eine tiefgreifende Reform der Europaischen Union fur dringend
erforderlich. Nur so kann sie stabilisiert und fortentwickelt werden.

Unser Ziel ist eine Europdische Union, welche die kulturellen und
sprachlichen Eigenarten sowie die wirtschaftlichen und sozialen
Strukturen der einzelnen Vélker und Regionen respektiert und for-
dert.

Wir unterstutzen die Entwicklung von einer blof3en Wirtschaftsge-
meinschaft hin zu einem Staatenverbund freier, sich vorrangig selbst
regierender Staaten und Regionen' unter Beachtung der gemein-
samen europaischen Werte.

Die Achtung der Menschenrechte, der Prinzipien eines freiheitlich-
demokratischen Rechtsstaates und einer 6kologisch-sozialen Markt-
wirtschaft mussen die entscheidenden Kriterien sowohl fur die Re-
form und die innere Entwicklung der EU als auch fur weitere EU-Bei-
tritte sein.

1 https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/politiklexikon/17431/europa-der-regionen/
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Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

Abschaffung des Einstimmigkeitsprinzips im Rat und Einfuhrung
von Mehrheitsentscheidungen in allen EU-Institutionen (Mehrheit
der Nationalstaaten und der Bevdlkerung).

EinfGhrung verbindlicher europaweiter Volksbegehren und Volks-
entscheide.

Ein einheitliches Wahlrecht fur das Europdische Parlament - ohne
Sperrklauseln.

FuUr das Europdische Parlament die grundlegenden Rechte eines
demokratisch gewahlten Parlaments:

» Das Recht, Gesetze selbst zu formulieren, statt nur Uber die
Vorlagen der EU-Kommission abzustimmen (Initiativrecht).

» Das Recht, Uber die Einnahmen und Ausgaben der EU fur die
ihr zugewiesenen Zustandigkeiten mitzubestimmen.

* Das Recht, Kommissare vorzuschlagen und zu entlassen.

Das Recht, sich fir einen einzigen Sitz zu entscheiden, um das
Pendeln zwischen StraBburg und Brissel und die Verschwendung
von Steuergeldern zu beenden.

Kontrolle der Europdischen Kommission durch das Europaische
Parlament.

Beschrankung der Zustandigkeit der EU: Was auf der Ebene der
Kommunen, der Regionen oder der Mitgliedsstaaten sinnvoll ge-
regelt werden kann, soll nicht an die EU Ubertragen werden (Sub-
sidiaritatsprinzip).

Durch Europarecht darf bestehendes nationales Recht (soziale,
Okologische und demokratische Standards) in einzelnen Mitglieds-
staaten nicht verschlechtert werden (Verschlechterungsverbot).

Transparenz durch ein umfassendes europaisches Recht auf In-
formationsfreiheit auf allen politischen Ebenen.
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e Leicht auffindbare, verstandliche und barrierefreie Bereitstellung
aller Dokumente der EU, die nicht zwingend der Geheimhaltung
unterliegen mussen, in allen offiziellen EU-Sprachen im Internet.
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Fiir solide Staatshaushalte
und eine faire Finanzmarktordnung

Die Erhaltung der naturlichen Lebensgrundlagen ist die Basis allen
kiinftigen Wohlstands. Soziale Gerechtigkeit ist die Voraussetzung
fUr gesellschaftlichen Frieden. Ein guter Ordnungsrahmen der Markt-
wirtschaft ermoglicht die wirtschaftliche und kulturelle Entfaltung
der Menschen. Wir setzen uns fur eine 6kologisch-soziale Marktwirt-
schaft ein, die ihren Namen verdient.

Die gegenwartig auf Raubbau an der Natur ausgerichtete Wirtschafts-
weise nimmt die Zerstérung unserer Lebensgrundlagen in Kauf. Sie
entkoppelt die wirtschaftlichen Aktivitaten von ihrem eigentlichen
Zweck: dem Leben und dem Gemeinwohl zu dienen, also ein gutes
Leben fur alle zu schaffen.

Der globale Kampf gegen die Erderwarmung erfordert, die Macht der
fossilen Energiekonzerne zu beschranken.

Die Fehlsteuerungen durch abgekoppelte Finanzmarkte und der
Lobbyismus in der EU férdern die Privatisierung von Daseinsvorsor-
ge, Infrastruktur und Leistungen des 6ffentlichen Dienstes. Sie fuh-
ren zu immer weiterer undemokratischer Machtibertragung auf die
EU. Diese Entwicklung lehnen wir ab.

Der Aufkauf von Staatsschulden durch die EZB hat eine Hohe von
Uber drei Billionen Euro erreicht. Die Geldmenge wurde stark ausge-
weitet. In der EU muss eine zukunftsfahige Finanzordnung aufgebaut
werden. Ebenso muss sich die EU-Finanzpolitik der Inflation entge-
genstellen.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Geschafts- und Investmentbanken sind zu trennen. Leerverkaufe
sind zu verbieten. Verbot von Spekulationsgeschaften fur kredit-
gebende Geschaftsbanken.
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Bankenrettung auf Staatskosten darf es nicht mehr geben.

Das EZB-Programm zum Ankauf von Staatsanleihen ist zu been-
den.

Die EU verschuldet sich jetzt weiter Uber EU-Anleihen?, besitzt
aber keine eigenen Steuereinnahmen. Die ODP fordert deshalb
die Erhebung von EU-Steuern zur Finanzierung dieser EU-Fonds.
Nur Staaten, die EU-Steuern daftir erheben, sollen Anspruch auf
Auszahlung dieser Finanzmittel haben.

Die Einstimmigkeitsregel in Steuerfragen im Rat der EU blockiert
Fortschritte beim Kampf gegen Steuervermeidung. Sie sollte ab-
geschafft werden, um die EU handlungsfahiger zu machen.

Eine einheitliche Wahrung bedarf einer einheitlichen Finanzpoli-
tik im Euro-Raum. Diese bedarf einer demokratischen Kontrolle
durch ein demokratisch legitimiertes Gremium aus EU-Abgeord-
neten des Euro-Raums. Hierzu bilden diese EU-Abgeordneten
ein Euro-Parlament. Dieses wahlt aus seiner Mitte je einen Be-
auftragten fUr Finanzen, Wirtschaft, Umwelt und Soziales. Diese
vier bilden einen Senat, der bei allen Fragen, die den Euro-Raum
betreffen, ein Vorschlags- und Vetorecht besitzt. Kommt der Mi-
nisterrat bei Fragen, die ausschlieBlich den Euro-Raum betreffen,
zu keiner Einigung, so wird dieser auf Vorschlag des Senats durch
eine 2/3-Mehrheitsentscheidung des Euro-Parlaments ersetzt.
So sollen Blockaden durch Mitgliedsstaaten, die nicht dem Euro-
Raum angehoren, durch ein geregeltes Verfahren auflésbar sein.

EU-weite Mindeststeuersatze fur Unternehmensgewinne und
Privateinkommen sind konsequent umzusetzen. Die progressive
Einkommenssteuer muss in der EU erhalten bleiben. Sie ist die
finanzielle Grundlage der Finanzierung des Sozialstaates.

Innereuropdische Steueroasen sind umgehend und konsequent

Mit dem EU-Fonds ,Aufbau- und Resilienzfazilitat (ARF)" werden von der EU gemeinsame europdische
Anleihen am Kapitalmarkt aufgenommen. Diese gemeinsamen EU-Schulden sollen von den Mitglieds-
staaten ab 2028 bis 2058 getilgt werden. Dazu mussen diese Aufbau- und Resilienzplane (ARP-Plane)
erstellen. Das beschlossene Finanzierungshilfeprogramm ,NextGenerationEU" (NGEU) wird aus ARF-

Mitteln finanziert.
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auszutrocknen. Gewinne sind grundsatzlich in den Landern zu
versteuern, in denen sie erwirtschaftet werden. Alle Unterneh-
men in der EU sind zu einer angemessenen Steuerzahlung her-
anzuziehen.

Korrupte Unternehmen sind von o6ffentlichen Auftragen auszu-
schliel3en.

Es ist eine EU-Finanztransaktionssteuer einzufihren, um die Ver-
ursacher von Finanzkrisen an den entstandenen Kosten zu betei-
ligen.

Die CO,-Grenzausgleichssteuer (CBAM) dient dem fairen Wettbe-
werb zwischen Unternehmen innerhalb und aul3erhalb der EU:
Importierte Produkte werden bezlglich CO,-Bepreisung gleichge-
stellt mit der Produktion in der EU. Der Anwendungsbereich von
CBAM ist zu erweitern, so z.B. auch auf importiertes Fleisch. Daru-
ber hinaus ist dieser Grenzausgleich weiter auszubauen sowohl in
der Bemessungsgrundlage (vollstandige CO,-Erfassung bzw. mit
CO,-Emissionen hergestellte Produkte) als auch im Steuersatz.
Dieser Steuersatz muss kontinuierlich so weit erhéht werden,
dass die CO,-Bepreisung innerhalb der EU auf ein notwendiges
Mald angepasst werden kann, um die EU-Klimaschutzziele zu er-
reichen. Die CO,-Grenzausgleichssteuer ist auch als Muster fur
weitere Rohstoff- und Emissionsbepreisungen (Umweltsteuern)
zu verwenden. Das Steueraufkommen aus CBAM soll den impor-
tierenden Mitgliedslandern zugebilligt werden. Die Mitgliedslan-
der entscheiden selbst, wie weit im Gegenzug andere Abgaben
reduziert werden (z.B. Lohnnebenkosten bzw. Faktor Arbeit) und
wie viel an die Burgerinnen und Burger zurlickgegeben wird (Oko-
bonus).
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Wohlstand ohne Wachstumszwang -
globale Verantwortung

Die 6kologisch-soziale Marktwirtschaft setzt klare Prioritaten: Wir alle
leben in dieser Welt und von dieser Welt, sind Teil des Ganzen dieser
Welt mit ihrer Natur und ihrem Klima. Deswegen muss die oberste
Prioritat auch bei der Okologie - dem Natur- und Umweltschutz und
der Rettung des Klimas - liegen.

Wir mussen den Raubbau an unseren Lebensgrundlagen stoppen.
In einer okologisch-sozialen Marktwirtschaft missen in die Preisbil-
dung fur Produkte auch die Kosten fur Schaden durch Umweltzersto-
rung und zunehmende Klimaextreme einflieen. Dann wird Umwelt-
zerstorung unwirtschaftlich. Nur Kostenwahrheit in diesem Bereich
schafft faire Wettbewerbsbedingungen fur verantwortlich wirtschaf-
tende Unternehmen. Sparsamer Umgang mit Ressourcen, Repara-
tur und Recycling mussen sich wieder lohnen. Dazu sollte die Arbeit
schrittweise von Kosten entlastet und im Gegenzug der Energie- und
Rohstoffverbrauch verteuert werden. Ziel ist eine weitgehende Kreis-
laufwirtschaft, die allein mit dem auskommt, was Erde und Sonne an
Ressourcen pro Jahr bereitstellen.

Wir brauchen mehr Regionalisierung statt Ausweitung des Welthan-
dels, um die Transportkosten und Umweltbelastungen zu verringern
und die Stabilitat in Krisen zu starken. Nicht Abschottung ist dabei
das Ziel, sondern ein Handel, der sich am sozialen und dkologischen
Nutzen orientiert. Eine regionale Versorgung mit Lebensmitteln und
Wirtschaftsgutern fuhrt zu nachhaltigem Wirtschaften, kurzen We-
gen, geringem Verkehrsaufkommen und gleichzeitig wohnortnahen
Arbeitsplatzen.

Die Kluft zwischen Armen und Reichen zeigt die sozialen Gegensatze
in unserer Gesellschaft. Die Proteste gegen die Ungleichheit der Ein-
kommen und Vermdgen munden aber nicht in eine zukunftsfahige
Ordnungspolitik, sondern immer wieder in eine Wirtschaftspolitik,
die die Forderung der Interessen von Kapitalanlegern und globa-
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len Konzernen zum Ziel hat. Gro3e Teile der Menschheit mussen in
Armut und ohne Hoffnung leben. Der Mangel an Rucksicht auf die
Umwelt und das Klima wird nicht nur unsere Lebensgrundlagen zer-
storen, sondern auch zu katastrophalen Mangelsituationen und sozi-
alen Verwerfungen fuhren.

Umwelt oder Soziales wird meist nebensachlich behandelt. Fur Scha-
den muss dann meistens die Gesellschaft aufkommen. Dies wider-
spricht dem Geist des Gemeinwohls. Alles Wirtschaften hat sich am
Gemeinwohl aller zu orientieren: Unser Ziel ist die Verkleinerung des
okologischen FuBabdrucks von Personen, Unternehmen und Staa-
ten. Es darf nicht mehr verbraucht werden, als diese Erde an Res-
sourcen pro Jahr bereitstellt. Die Zertifizierung méglichst vieler Insti-
tutionen nach den Regeln der Gemeinwohlékonomie ist ein wichtiges
Ziel, um die Vergleichbarkeit der Einhaltung 6kologischer Standards
nachzuweisen.

Die ODP bekennt sich zu den Ideen und den Zielen der Postwachs-
tumsdkonomie und dem Grundsatz ,Weniger ist mehr!“. Ziel ist ein
Wohlstand, der nicht auf rein materielle GréRen reduziert ist, son-
dern menschliche Werte einbezieht. Wir wollen mit weniger materi-
ellem Aufwand gutes Leben fur alle ermdglichen, weshalb die Kreis-
laufwirtschaft zu fordern ist.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Die Priorisierung des Schutzes der Umwelt, der Bewahrung der
Artenvielfalt und der Durchsetzung der Klimawende mit dem Ziel
des Erreichens der Klimaneutralitat bis zum Jahr 2030 sowie die
wirksame Uberwachung der dazu nétigen Umsetzungsschritte
dahin.

e Eine Angleichung der Beschaftigungs-, Sozial- und Umweltstan-
dards in der EU. Die ODP fordert, bei der Kreditpriifung vor einer
Kreditvergabe eine Gemeinwohl-Prifung durchzufuhren.

e FEuropaweit ein angemessenes Grundeinkommen flr Personen,

Seite 11



die Uber kein eigenes Einkommen verfligen kénnen. Dazu zahlen
fUr uns u. a. Kinder, Erziehende, Pflegende, Erwerbsunfahige und
gegebenenfalls Rentner/-innen. Die HOhe eines ausreichenden
Grundeinkommens muss jeweils in den einzelnen Nationalstaaten
an deren volkswirtschaftlichen Gegebenheiten ausgerichtet sein.

Unternehmen, die in sozialer und 6kologischer Hinsicht das Ge-
meinwohl in besonderem MalRe verfolgen und die Menschen-
rechte achten, sollen geférdert werden.

Dezentrale, kleinteilige Strukturen sollen geférdert werden, wo
immer es sinnvoll ist. Deshalb muss in der EU die Regionalitat bei
offentlichen Ausschreibungen eine notwendige Grundvorausset-
zung werden.

Handelsabkommen durfen Gemeinden und Regionen nicht daran
hindern, gezielt lokale Wirtschaftskreislaufe zu férdern, z.B. durch
Vergabe 6ffentlicher Auftrage.

Freihandelsabkommen mussen Fairhandelsabkommen werden,
die sowohl den Biodiversitatsschutz als auch soziale Mindeststan-
dards fordern. Dazu brauchen wir einklagbare Klimaschutz- und
Nachhaltigkeitsklauseln mit sanktionierbaren Umwelt-, Natur-,
Tier- und Menschenrechtsstandards. Das muss fur in Verhand-
lungen befindliche, aber auch fur bereits verhandelte Abkommen
gelten wie CETA und TiSA. Auch Freihandelsabkommen mussen
sich an der Einhaltung planetarer Grenzen orientieren. Das eu-
ropaische Vorsorgeprinzip darf durch diese Vertrage nicht auf-
geweicht werden. Die Einsetzung von privaten Schiedsgerichten
zur verbindlichen Streitschlichtung zwischen privaten Investoren
und Staaten begunstigt internationale Grof3konzerne und deren
Einfluss auf die Gesetzgebung in den EU-Staaten. Eine durch Han-
delsvertrage implementierte Paralleljustiz durch private Schieds-
gerichte lehnen wir daher ab. Die existierenden offent-lichen
Gerichte gentigen fur den Schutz von Investitionen. Die Verhand-
lungen zu Handelsabkommen mussen maximal transparent unter
Einbeziehung der Zivilgesellschaft gefuhrt werden.
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e Wir mussen weg von der Handelsliberalisierung hin zu einem
nachhaltigen Handel mit Rohstoffen. Wirtschaftliche Interessen
beim Rohstoffabbau dirfen nicht langer von sozialen und 6kolo-
gischen Interessen beim Abbau von Rohstoffen getrennt werden.
Die nachhaltige Gewinnung von Rohstoffen muss eine Voraus-
setzung fur den Handel mit ihnen und flr Investitionen in diesen
Handel sein. Es darf auch keine einseitige Ausrichtung der Wirt-
schaftspolitik auf die Interessen der EU-Industrie geben, vielmehr
mussen auch die lokalen Interessen in Entwicklungslandern, z.B.
der Ureinwohner, beachtet werden. Die Wirtschaftspolitik der EU
muss einen integrativen Ansatz verfolgen.

e Das europaische Kartellrecht ist zu verstarken und konsequent
durchzusetzen, um die Zusammenballung wirtschaftlicher Macht
zulasten des Gemeinwohls zu unterbinden.

e Die 6ffentliche Daseinsvorsorge muss wirkungsvoll vor kommer-
ziellen Verwertungsinteressen geschutzt werden. Der Zugang zu
sauberem Wasser, gesunder Nahrung, angemessenem Wohn-
raum, Energie, Kommunikation, Transport, Bildung, Gesundheit
und Kultur darf nicht von Handelsvertragen beeintrachtigt wer-
den.

e Abschaffung aller umwelt- und klimaschadlichen Subventionen.
Subventionen fur gesundheitsschadigende, umweltbelastende
und wasserintensive Techniken mussen beendet werden.

e Das EU-Emissionshandelssystem und die CO.-Grenzabgabe (CBAM)
sollen zur Investition in emissionsarme Technologien beitragen.
Der Europaische Emissionshandel ist der Kern der EU-Klima-
schutzpolitik im Energiesektor. Eine vollstandige Versteigerung
der Emissionszertifikate setzt das Verursacherprinzip durch und
muss auf weitere Sektoren ausgeweitet werden. Die Einnahmen
mussen in die Transformation hin zu einer klimaneutralen Gesell-
schaft flieRen. lhre Einnahmen durfen nicht fur fossile Energien
oder fur Atomkraftwerke (AKWs) verwendet werden.
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Die EU-Industriepolitik muss den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft mit EU-Mitteln
gezielt massiv fordern. Es darf kein Geld in die Finanzierung von
AKWs fliel3en.

Das EU-Lieferkettengesetz muss sowohl dkologische als auch so-
zial hohe Standards vorschreiben. Der Import von Gutern in die
EU, die diese Standards verletzen, muss grundsatzlich verboten
werden und auf alle Unternehmen ausgedehnt werden, die der
Pflicht zur Finanzberichterstattung unterworfen sind. Die Beweis-
last muss beim Unternehmen liegen, um nachzuweisen, ob es
verantwortlich gehandelt hat oder nicht.

Neben der Einfuhr von Rohstoffen, Energietragern, Textil- und
Nahrungsmitteln mussen auch Finanzprodukte in dieses Liefer-
kettengesetz mit einbezogen werden. Der internationale Finanz-
markt entzieht sich bisher der unmittelbaren Kontrolle. Finanz-
geschafte auf OTC-Basis mussen Uber Terminbdrsen abgewickelt
werden und in ihrer Transaktionskette Uberpruft werden?3.

Fur eine gerechtere weltweite Wohlstandsverteilung soll die EU-
Zuschusse an regionale Sozialsysteme in den Landern des globa-
len Stdens zahlen, die die Bildungs- und Gesundheitssysteme, die
Verkleinerung des 6kologischen FuBabdrucks und eine nachhal-
tige regionale Landwirtschaft und Aufforstung unterstitzen (nach
Earth4All-Modell).

Verbot der preistreibenden Spekulation mit Agrarrohstoffen.
Wirksame Kontrolle durch eine Aufsichtsbehdrde, die auch pra-
ventiv eingreifen soll.

OTC-Handel: GroBe Finanzgeschafte werden zwischen Banken direkt innerhalb bestimmter Kreditlinien
abgewickelt. 90 % aller Derivate werden so gehandelt. Im Borsenhandel werden dagegen Sicherheiten

entsprechend dem Risiko verlangt. An Borsen gibt es taglich amtlich festgestellte Preise, mit denen das
Geschdftsvolumen, Gewinne und Verluste ermittelt werden. Bei OTC-Geschaften ist dies nicht bekannt.
https://de.wikipedia.org/wiki/Planetare_Grenzen; kurz nach Verabschiedung dieses Programms wurde

publiziert, dass bereits sieben planetare Grenzen Uberschritten sind: https://www.nature.com/articles/
s41586-023-06083-8
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Planetare Grenzen einhalten - Natur,
Klima und Artenvielfalt schiitzen

Flachenversiegelung, Vernichtung naturlicher Lebensraume, Eintrag
chemischer Substanzen in die Umwelt und die Verbrennung fos-
siler Rohstoffe haben nicht nur viele Lebensraume einzelner Tiere
und Pflanzen zerstért, sie gefahrden die Existenz des Lebens auf
der Erde Uberhaupt. Sechs planetare Grenzen sind teilweise massiv
Uberschritten: (1) Artensterben, (2) Klimauberhitzung, (3) Umwelt-
belastung mit Mikroplastik u. a., (4) Uberdiingung mit Stickstoff und
Phosphor, (5) Abholzung, Grinlandumbruch und Versiegelung und
(6) Verlust der Bodenfeuchtigkeit®. Das erfordert eine umfassende
Wende bei der Nutzung und Belastung der naturlichen Lebensgrund-
lagen. Den 6konomischen, 6kologischen und sozialen Aspekten der
Nachhaltigkeit muss endlich gleiche Bedeutung beigemessen wer-
den. Die Berucksichtigung planetarer Grenzen, der Schutz von Natur
und Artenvielfalt, Boden, Wasser, Luft und Klima sind auf die gleiche
Stufe zu stellen wie die wirtschaftliche Entwicklung. Die Europaische
Union muss zu einer Schutz-Union flr den Planeten Erde werden.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Umsetzung der Beschllisse der UN-Weltnaturkonferenz (COP15).

e Ziel der Klimaneutralitat bis 2030 durch Beendigung der Nut-
zung fossiler Energietrager und anschlieRende Senkung des CO,-
Gehalts der Atmosphare von derzeit 420 auf den sicheren Wert
von 350 ppm mit nattrlichen Methoden, insbesondere durch kon-
sequenten Schutz und Reaktivierung der Moore, der Walder, des
Grinlands, durch Humusaufbau und gegebenenfalls Pflanzen-
kohleeinbringung (Terra Preta) in Ackerbdden, aber ohne unter-
irdische Speicherung von CO,.

4 https://de.wikipedia.org/wiki/Planetare_Grenzen; kurz nach Verabschiedung dieses Programms wurde
publiziert, dass bereits sieben planetare Grenzen Uberschritten sind: https://www.nature.com/articles/
s41586-023-06083-8
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Anerkennung der Natur als eigenes Rechtssubjekt und Aufnahme
des Rechtsstatus der Natur in die Charta der Grundrechte der Eu-
ropaischen Union.

Schaffung geeigneter Rechtsformen fir bedeutende Teile der
Natur (Walder, Moore, FlUsse u.a.) analog zu den europdischen
Gesellschaftsformen fur Unternehmen, Europaische Gesellschaft
(SE), Europaische Genossenschaft (SCE) und Europaische wirt-
schaftliche Interessenvereinigung (EWIV), damit diese vor Gericht
vertreten werden kénnen.

Konsequente Verfolgung aller UN-Ziele fUr nachhaltige Entwick-
lung (SDG) und Umsetzung der in der EU vorhandenen Abkom-
men und Richtlinien zum Umweltschutz.

Konsequente Durchsetzung des Verursacherprinzips bei Umwelt-
schaden, internationale Ubereinkunft zur Unternehmensverant-
wortung gegenulber der Natur und Gewahrleistung der Unter-
nehmenshaftung fur Schaden innerhalb der EU und auch auf
internationaler Ebene.

Beachtung und kontinuierliche Verbesserung des Umweltklage-
und Informationsrechts fur Burger und Zivilgesellschaft.

Bepreisung der Umweltnutzung: Neben dem dringenden Ausbau
der CO.-Bepreisung ist der Ver-brauch naturlicher Ressourcen
wie Rohstoffe sowie Flachenversiegelung usw. durch kontinuier-
lich steigende Steuern so lange zu reduzieren, bis die Preise aller
Produkte die wahren ékonomischen, sozialen und 6kologischen
Kosten widerspiegeln.

Besserer Schutz und Vorsorge vor gefahrlichen Chemikalien (z.B.
Weichmacher in Kunststoffen oder Flammschutzmittel in Elek-
trogeraten), zugige Erganzung der Kandidatenliste besonders
gefahrlicher Stoffe gemalR der REACH-Verordnung, Ersatz der
Stoffe auf der Substitute-It-Now (SIN)-Liste durch nachgewiese-
nermallen ungefahrliche sowie Verbot des Exports gefahrlicher
Chemikalien.
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e Zugang zu sauberem und gesundem Wasser, Sicherung der
Grundwasserneubildung, Grundwasser- und Gewasserschutz:
Starkung und konsequente Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie, Wieder-anbindung von Auenbereichen, Uberprifung von
Einleitungsgenehmigungen in Flisse und Seen und des geplanten
Ausbaus der Flisse als Verkehrswege, mehr Grauwassernut-
zung und geschlossene Wasserkreislaufe, Umbau der Stadte zu
~Schwammstadten”. Minimierung des Eingriffs in den Wasser-
haushalt und vorrangiger Ausgleich vor Ort. Keine industriellen
Ansiedlungen in Wasserschutzgebieten.

e Generelles Verbot von Fracking, aul’erdem Verbot von Boh-
rungen in sensiblen Gebieten, ausgenommen fur die kommunale
Trinkwasserversorgung und fur Warmepumpen mit einem nicht
wassergefahrdenden Warmetrager.

e Bodenschutz: ein EU-weites Gesetz zum Schutz des Bodens. Ver-
besserung des Bodenzustands (rund 70 % aller europaischen B6-
den sind in einem schlechten Zustand). Ende des dramatischen
Flachenfralles und der fortschreitenden Flachenversiegelung in
Europa mit ihren verheerenden o&kologischen, stadtebaulichen,
sozialen und 6konomischen Folgen. Verpflichtung zur vorrangigen
Nutzung von brachliegenden Siedlungsgebieten, Gewerbe- und
Verkehrsflachen bei Neubauvorhaben. Im Falle von dringend ge-
botener Inanspruchnahme von neuen Flachen sind flachenspa-
render Planung und Bebauung der Vorrang einzuraumen sowie
angemessene Baumaterialien und Bauverfahren zu verwenden
und echte AusgleichsmalBnahmen zu treffen. Obergrenze fir den
Flachenverbrauch in der EU bis 2030 und Netto-Null-Flachenneui-
nanspruchnahme fur Siedlung und Verkehr in der EU deutlich vor
2050. Bessere Information und Schulung von Verantwortlichen auf
kommunaler und Landesebene fiir einen besseren Bodenschutz.
Recht auf Burgerbeteiligung bei Raumplanungsverfahren.

e Vorbeugender Hochwasserschutz: Rickhaltung von Niederschla-
gen an der Stelle des Auftreffens durch Entsiegelung von Bbden,
Rickhaltebecken und ausgewiesene Uberschwemmungszonen.
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Meeresschutz: Beendigung der Uberfischung der Meere, der Ein-
leitung von (Mikro-)Plastik und giftigen und radioaktiven Stoffen
und der Uberdiingung mit Stickstoff und Phosphor. Erforschung
von geeigneten Malinahmen und deren Umsetzung zur Rettung
und Sanierung der Weltmeere.

Natur- und Artenschutz: Ausweitung der Schutzgebietskulisse
(u. a. Festsetzung neuer Naturschutz-gebiete und Nationalparks),
Schutz der letzten europaischen Urwalder. Erstellung von Be-
wirtschaftungsplanen mit Erhaltungszielen und -mafRnahmen
fUr Natura-2000-Schutzgebiete. Ausweitung des Schutzes gefahr-
deter Arten und Habitate. Sukzessive Reduktion des Einsatzes
von Pflanzenschutzmitteln in Schutzgebieten. Etablierung eines
funktionalen Biotopverbund-Systems auf mindestens 15% der
terrestrischen Flache der Mitgliedsstaaten bis 2030. Beseitigung
von Vollzugsdefiziten im Naturschutzrecht und bessere finanzielle
und personelle Ausstattung unabhangiger Kontrollbehérden.

Moorschutz: Schutz intakter und fachgerechte Wiedervernas-
sung degradierter Moore mit dem Ziel der mdéglichst weitgehen-
den Wiederherstellung torfbildender Okosysteme. Nachhaltige
Bewirtschaftung bisher stark entwasserter Moorbdden durch
moorerhaltende Bewirtschaftungsformen (z.B. Paludikulturen?).
Starkere Anreize fur den Moorbodenschutz durch die Agrarfor-
derpolitik (GAP). Um-bruchverbot von Moorgrunland, Beendigung
des Torfabbaus, Beschrankung des Imports torfhaltiger Produkte
und Substrate sowie deren verstarkte Substitution durch klima-
freundlichere Alternativen. Schutz naturnaher Moorwalder. Wie-
dervernassung und nachhaltige Bewirtschaftung forstwirtschaft-
lich genutzter Moorbdden.

Waldschutz: Forcierung des Waldumbaus hin zu naturnahen Le-
bensraumen mit standortgerechten Baumgesellschaften Uber-

Paludikultur (von lateinisch palus ,Morast, Sumpf” und cultura ,Bewirtschaftung") ist die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung nasser Moorstandorte z.B. durch Anbau von Réhricht fur Reetdacher,
Kultivierung von Pflanzen zur Energiegewinnung aus Biomasse oder von Torfmoosen als Torfersatz fur
Kultursubstrate im Gartenbau oder durch Wasserblffel-Beweidung.
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wiegend aus Laub- und Mischwaldern mit einer vielfaltigen
heimischen Pflanzen- und Tierwelt sowie einem gesunden, arten-
reichen Wildbestand. Férderung einer boden- und bestandscho-
nenden Waldwirtschaft ohne chemische Pflanzenschutzmittel
und Kalkung. Aufbau gesunder, stabiler und naturnaher Walder
mit Wechsel von strukturreichen Nutzwaldzonen und bewirtschaf-
tungsfreien Naturwaldzonen (wie Urwalder). Ausweisung von
mindestens 5 % der Gesamtwaldflache als Wildnisgebiete. Schutz,
Pflege und Neuanlage von Waldmanteln und -saumen. Schutz von
unzerschnittenen Rdumen. Anlage von Grunkorridoren, Erhalt al-
ter Baume und von Totholz. Honorierung von MalBnahmen zum
Waldnaturschutz. Forderung von Agroforestry-Systemen®. Aufbau
und hinreichende Ausstattung einer europaischen Einsatzgruppe
zur Bekampfung von groRen Waldbranden.

Landschaftsschutz: Etablierung von Hecken, Feldgehdlzen und
Waldinseln als 6kologische Trittsteine auch in landwirtschaftlich
genutzten Flachen durch gezielte FérdermalBnahmen. Erhalt und
Ausbau von Alleen und Baumreihen entlang von Stralen und
Feldwegen, innerhalb wie aulBerhalb urbaner Siedlungsraume.
Forderung von Neu-, Licken- und Nachpflanzungen, unter ande-
rem durch Einrichtung eines europaischen Kulturgutfonds, wel-
cher auch den Erhalt aller anderen kulturhistorischen Landschaft-
selemente fordert.

Agroforstwirtschaft (englisch agroforestry oder agroforesting) bezeichnet ein (teils mehrstéckiges)
landwirtschaftliches Produktionssystem, das Elemente des Ackerbaus und der Tierhaltung mit solchen
der Forstwirtschaft kombiniert.

Seite 19



Konsequenter Tierschutz -
Tiere sind unsere Mitgeschopfe

Wahre Menschlichkeit strebt nach héchsten Standards beim Tier-
schutz. Dies muss zur Maxime europaischer Politik werden, wo im-
mer es um Tiere geht: Tiere haben Rechte und sind keine Ware! Der
Stellenwert des Tierschutzes ist in vielen Landern Europas leider
gering. Ein Bewusstseinswandel im Umgang mit unseren fuhlenden
Mitgeschopfen ist dringend notwendig.

Jahrzehntelange verfehlte EU-Subventionspolitik sorgte fur fort-
schreitende Industrialisierung auch der Tierhaltung. Wachstums-
und Weltmarktorientierung sowie gesetzliche Mindeststandards in
der Nutztierhaltung, die nicht von den BedUrfnissen der Tiere aus-
gehen, verursachen millionenfaches systematisiertes Tierleid in eu-
ropdischen Stallen. Viel zu lang bemessene Schlachttiertransporte
innerhalb der EU, mangelnde beziehungsweise nicht vorhandene
Kontrollkapazitaten und eine vollkommen unzureichende Infrastruk-
tur, um die Tiere nach dem Transport abladen, flttern und in einem
Stall unterbringen zu kdnnen, schaffen noch mehr Tierleid auf dem
Weg in den Schlachthof. Bei Transporten in EU-Drittstaaten verkommt
der Tierschutzgedanke zur Farce.

Aber auch in Forschung und Lehre, bei der Jagd, im Zirkus und in der
Heimtier- und Exotenhaltung sowie beim Handel mit Tieren leiden
jeden Tag fuhlende Wesen. Auch weil die EU nicht oder nur unzurei-
chend handelt. Das muss sich andern!

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Wahrung der Tierrechte gemald dem EU-Vertrag.

e Bessere Durchsetzung und Kontrolle der Einhaltung des Tier-
schutzes gemal der EU-Gesetzgebung.
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Ernennung eines eigenstandigen EU-Kommissars fur Tierschutz:
Der Tierschutzgedanke muss anerkannter Teil der Kultur- und
Rechtsordnung eines vereinten Europas werden.

Schaffung einer EU-Tierschutzkommission, bestehend aus meh-
reren Vertretern jedes Mitgliedslandes, unter Beteiligung aner-
kannter Tierschutzverbande, zur Aufdeckung und Verhinderung
von Tierqualerei, die bei relevanten Gesetzgebungsvorhaben
auch in beratender Funktion auftritt.

Einflhrung eines europaweiten Verbandsklagerechts flir aner-
kannte Tierschutzverbande.

Verbot von Haltungsformen, die dazu fihren, dass Tiere vermeid-
baren Stress, Schmerzen und dadurch bedingte Krankheiten er-
leiden. Artgemal3e sowie verhaltensgerechte Haltung und Futte-
rung als Maxime bei allen EU-Haltungsverordnungen und in der
gemeinsamen Agrarpolitik.

Sofortiges Verbot des Kiken-Schredderns, der betaubungslosen
Kastration sowie des betaubungslosen Enthornens von Kalbern.
Keine invasiven Eingriffe (z.B. Kirzen von Schnabeln, Kupieren
von Schwanzen) ohne medizinische Indikation im Einzelfall.

EinfUhrung einer verpflichtenden Haltungskennzeichnung (Hal-
tung, Transport, Schlachtung) fur alle Lebensmittel tierischen Ur-
sprungs, die auch fur Bestandteile tierischen Ursprungs in verar-
beiteten Produkten gilt.

Verbot des Handels und Verkaufs landwirtschaftlicher Produkte,
deren Erzeugung gegen geltendes EU-Recht verstdl3t oder bei de-
nen keine Haltungskennzeichnung vorhanden ist.

Sofortige Streichung aller EU-Subventionen fur Tiertransporte!

Keine Schlachttiertransporte innerhalb der EU weiter als 100 Ki-
lometer.

Schutz kleiner, regionaler Schlachthéfe und Metzgereien vor
Uberregulierungstendenzen der EU.
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Erleichterung der Schlachtung vor Ort (z.B. Hausschlachtung,
Weideschuss mit mobiler Schlachtbox, ,Schlachtung mit Ach-
tung"”).

Keine Lebendtransporte von Schlacht- oder Zuchttieren in Lander
aullerhalb der EU, solange dort die Einhaltung der gtltigen EU-
Mindeststandards nicht Itckenlos gewahrleistet ist. Forderung
z.B. des Aufbaus von Zuchtblchern lokaler Nutztierrassen im
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit.

Verbot von Qualzuchten bei Tieren (z.B. extrem kurznasige Hun-
derassen, haarlose Katzen) analog zum entsprechenden Verbot
in den Niederlanden. Auch bei der Zucht von immer ,leistungs-
fahigeren” Nutztieren muss der Tierschutz mehr Gewicht finden.

Verbot der Tierhaltung zur Pelzgewinnung und Einfuhr sowie
Handelsverbot fur Pelze und Pelzprodukte.

Verbot der Haltung, Dressur und Vorfuhrung von Wildtieren im
Zirkus!

Verbot des Handels mit lebenden Tieren Uber das Internet oder
soziale Medien. Vereinfachung der Kommunikation zwischen den
Mitgliedsstaaten bei grenztberschreitenden Versté3en, insbeson-
dere beim Handel mit Hunden, Katzen, Heimtieren und Exoten.

EinfUhrung EU-weit kompatibler und verpflichtender Systeme zur
Kennzeichnung und Registrierung von Haustieren zur besseren
Ruckverfolgung und Festlegung einer EU-weiten Positivliste zum
Handel und zur Haltung von exotischen Haustieren.

Forderung von Erhalt, Nutzung und Zucht alter, vom Aussterben
bedrohter Nutztierrassen, auch zur Sicherung der genetischen
Vielfalt.

EU-Importverbot fur Jagd-Trophden und ein klares Nein zu Tro-
phaenjagd und -handel.

Europaweites Verbot von Hetzjagden.
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EU-weites Verbot von tierqudlerischen Jagdmethoden (Fallen-,
Bau-, Bogenjagd u. a.).

Keine Jagd auf gefahrdete Tierarten (Rote Liste ab Vorwarnstufe).
Verbot der Jagd aller Singvogel.

Verbot der Jagdhundeausbildung in sog. Schliefenanlagen und
kiinstlichen Tunneln.

Bessere Kontrolle Uber zweckgebundene EU-Mittel fir streunende
Tiere wie z.B. StralRenhunde anstatt illegaler qualvoller Totung.

Intensive Forderung tierversuchs- und tierverbrauchsfreier For-
schungs- und Lehrmethoden und die Einrichtung eines entspre-
chenden europaischen Lehrstuhls. Wir brauchen einen Ausstiegs-
plan - fur eine EU ohne Tierversuche!

Verbot gentechnischer Manipulationen an Tieren.
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Land- und Forstwirtschaft sind
Basis unseres Lebens

Die Landwirtschaft wurde innerhalb weniger Jahrzehnte von einer
bauerlichen Kreislaufwirtschaft zu einer industriellen Rohstoffpro-
duktion fir Nahrungsmittelindustrie und Energieerzeugung umge-
baut. Die Subventions-, Freihandels- und Wettbewerbspolitik der EU
war und ist ausgerichtet am Dogma des ,Wachsens oder Weichens".
Statt der Versorgung der eigenen Bevolkerung uneingeschrankt
Prioritat zu geben, wird immer noch die Produktion fur den Welt-
markt als Weg aus der Dumpingpreisfalle gepriesen. Zunehmende
Abhangigkeit von Subventionen, von der chemischen Industrie so-
wie von Ol- und Futtermitteleinfuhren macht unsere Lebensmittel-
versorgung krisen- und stérungsanfallig. Zudem profitieren von der
Verteilung der EU-Subventionen vor allem grol3e, intensiv wirtschaf-
tende Betriebe. 4/5 aller Gelder flieBen an 1/5 der Betriebe, kleinere
Familienbetriebe bleiben auf der Strecke. In den letzten 20 Jahren
ist bundesweit die Zahl der bewirtschafteten Hofe um fast 50 % ge-
sunken.

Als duRerst negative Folge dieser Entwicklung schreitet das sog. Land-
grabbing, also der Landraub, in Europa und Uberall auf der Welt im-
mer weiter fort. Internationale Agrarkonzerne, Banken, Pensionskas-
sen, Stiftungen und andere landwirtschaftsferne Investoren sichern
sich riesige landwirtschaftliche Flachen als rentable Wertanlagen.
FUr bauerliche Familienbetriebe sind diese Flachen damit verloren.
Zusatzlich heizen ungebremster Flachenverbrauch durch Verkehrs-,
Gewerbe- und Siedlungsprojekte sowie die Konkurrenz zur Energie-
pflanzenproduktion fir Biogas die Pachtpreise an.

Pestizide, Stickstoffuberdingung und industrialisierte Bewirtschaf-
tungsweisen haben uns auch in Europa an den Rand einer drama-
tischen Katastrophe gebracht: Wir befinden uns mitten im gréf3ten
Artensterben seit dem Aussterben der Dinosaurier! Besonders im
landwirtschaftlich genutzten Offenland sind die Verluste bei Sauge-
tieren, Vogeln, Insekten und Pflanzen desastrds. Die EU-Biodiversi-
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tatsstrategie wird nicht konsequent umgesetzt, Vorgaben werden oft
nur unzureichend Uberpruft.

Zahlreiche Studien belegen, dass der Okolandbau in allen gesell-
schaftlich wichtigen Bereichen (Klimaschutz, Erhalt der Bodenfrucht-
barkeit, Trinkwasserschutz, Schutz der Biodiversitat, Tierwohl ...) po-
sitiv zu bewerten ist.” Sein Ausbau muss Prioritat haben.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Konsequente Neuausrichtung der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik
(GAP) an Gemeinwohlleistungen der Landwirtschaft (Klimaschutz,
Erhalt der Artenvielfalt, Gewasserschutz, Tierwohl ...): 6ffentliches
Geld nur noch fur 6ffentliche Leistungen!

e Fordergelder mussen verbindlich an einfache, aber wirksame
Okologische und soziale Standards gebunden werden. Abschaf-
fung der pauschalen Flachenférderung!

e Zahlungen sind anhand von Punktesystemen auf Basis leicht zu
erfassender Betriebsdaten betriebsindividuell zu qualifizieren:
Bauernhoéfe mit héherem Grunlandanteil, mehr Biotopflachen,
bodengebundener Tierhaltung, kleinen Schlagen, vielfaltigeren
Fruchtfolgen und hdéherer CO,-Bindung durch Ackerhecken, Hu-
musaufbau und Einbringung zertifizierter Pflanzenkohle® in B6-
den mussen hoher geférdert werden als Betriebe, die sich diesen
Mehraufwand sparen und auf Rationalisierung und Mindeststan-
dards setzen.

e Die Erkenntnisse des Weltagrarberichts sind allen politischen Ent-
scheidungen zugrunde zu legen: Stabile, regionale und innerbe-
triebliche Wirtschaftskreislaufe statt Weltmarktorientierung und
Wachstumszwang! Versorgungssicherheit bei Lebensmitteln kann

7 Zum Beispiel Prof. Dr. K.-J. Hulsbergen, H. Schmid, Dr. L. Chmelikova, Prof. Dr. G. Rahmann,
Dr. H. M. Paulsen, Prof. Dr. U. Kdpke, Lehrstuhl fur Okologischen Landbau und Pflanzenbausysteme
an der TU Mdnchen, Umwelt- und Klimawirkungen des 6kologischen Landbaus, 2023

8  Zum Beispiel mit Europaischem Pflanzenkohle-Zertifikat, https://www.european-biochar.org/de/
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nur erreicht werden durch eine Landwirtschaft, die moglichst un-
abhangig von Lieferketten, Futter- und Dungemittelimporten ist.

Forderung von Modellprojekten, z.B. stadtnaher, 6kologischer
Landwirtschaft zur urbanen Eigenversorgung.

Importstopp von Futtermitteln und landwirtschaftlichen sowie
tierischen Produkten, die auf umweltschadliche und unsoziale Art
produziert wurden. Fairhandel statt Freihandel!

Stopp von Landgrabbing und Agrarlandverkauf an landwirt-
schaftsferne Personen und Gesellschaften.

Schrittweise Beendigung der Forderung fur alle Agrokraftstoffe
bis 2030! Kein Verbrennen mehr von Lebensmitteln im Tank!

Mehr Geld fur Forschung in der Bio-Landwirtschaft! Mindestens
30 % der EU-Forschungsmittel im Bereich Landwirtschaft sind fur
Themen des Okolandbaus zur Verfligung zu stellen.

Verbesserung und Ausweitung des Beratungsangebots fur Um-
stellungs- und Biobetriebe, v. a. in den Bereichen Vermarktung,
Marketing und Verarbeitung sowie im Lebensmittelhandwerk. Wir
fordern eine Pramie und Unterstitzung fur Betriebe des Lebens-
mittelhandwerks, die auf biologische Produktion umstellen wollen.

Der Lebensmitteleinkauf aller 6ffentlichen Einrichtungen ist ver-
pflichtend umzustellen auf mindestens 30 % Produkte aus regio-
naler Okolandwirtschaft.

Die Grundlagen des Okolandbaus mussen bei séamtlichen ,griinen
Berufen” als gleichberechtigter Ausbildungsinhalt neben den kon-
ventionellen Lehrinhalten vermittelt werden.

Verbot von Glyphosat und allen Totalherbiziden, Halbierung des
gesamten Pestizideinsatzes.

Grundlegende Reform des Systems der Risikobewertung, Zulas-
sung und Kontrolle von Pestiziden. Ergebnisse des Gewassermo-
nitorings mussen bei Stoffzulassungen in die Risikobewertung
einflieBen.
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Exportverbot von in der EU verbotenen Pestiziden.

Sicherstellung von mehr Gewasserschutz nach der Europaischen
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL).

Forderprogramme fur unterirdische Tropfchenbewdsserung zur
Einsparung von Wasser.

Etablierung von Foérderprogrammen fur Dachgewachshauser und
Einsatz von Aquaponik fur die Fischzucht.

Tierbestande sind auf umweltvertragliche GroRenordnungen zu
reduzieren (max. 2 GV/ha, z.B. 2 erwachsene Rinder/Hektar). Stall-
neubauten bzw. Umbaumalinahmen sind nur noch zu fordern,
wenn diese Vorgabe nicht Uberschritten wird. Zur Erreichung der
Pariser Klimaziele mUssen die Tierbestande in der EU bis 2045
halbiert werden.

Das Wohlergehen der Nutztiere muss bei der Umsetzung der
Gemeinsamen Agrarpolitik Vorrang bekommen: Verbesserung
der Haltungsbedingungen fur unsere Mitgeschopfe! Bessere Hal-
tungsbedingungen bedeuten auch weniger Antibiotikaeinsatz
zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt!

Bessere Forderung der Weidetierhaltung.

Hochste Prioritat fur den Schutz der Boden: weitestgehende Be-
grenzung des Flachenverbrauchs und Forderung des Aufbaus der
Humusmenge zur Speicherung von CO, und zum Erhalt der Bo-
denfruchtbarkeit.

Starkerer Erhalt und Aufbau von Waldern als wichtige CO,-Senken
und Wasserspeicher gegen Klimaextreme und Sturzregen. Unter-
stutzung von Programmen fur Miniwalder (Tiny Forests) in von
Dirre bedrohten Regionen.

Keine Deregulierung des Gentechnikgesetzes! Konsequentes An-
bauverbot flr gentechnisch veranderte Organismen (GVO) in der
EU. Dies muss auch fur CRISPR/Cas und weitere neue biotech-
nische Methoden gelten. Importierte Produkte, die mit GVO her-
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gestellt sind oder diese enthalten, mussen klar und verstandlich
gekennzeichnet sein.

e Keine Patente auf Leben!
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Verbraucherschutz betrifft
alle Lebensbereiche

Als einer der grof3ten Binnenmarkte der Welt verfugt die EU Uber
ein breites Gesetzeswerk, das den freien Verkehr von Waren, Dienst-
leistungen und Kapital regelt. Die Rechte der Konsumenten in die-
sem von der Wirtschaft dominierten Markt sind nach wie vor nicht
ausreichend definiert. Belange wie das Recht auf 6kologische und
naturnahe Produkte, das Recht auf Reparatur in Verbindung mit dem
Verbot von geplanter Obsoleszenz® haben bislang keine EU-weite
Rechtsgrundlage. Nach wie vor haben belastete Nahrungsmittel und
genmanipulierte Pflanzen in der EU freien Zugang zum Markt. Ver-
braucherschutz ist mittlerweile eine europaische Aufgabe, betrifft
samtliche Lebensbereiche: Lebensmittelherstellung, Informatio-
nen Uber Waren und Dienstleistungen, Internethandel und elektro-
nischer Zahlungsverkehr, Reisevertragsrecht, Energiequellen, soziale
Medien bis hin zum Mobilfunk.

Die ODP fordert inshesondere auf EU-Ebene:

e Generelle Verpflichtung zur Anwendung des Vorsorgeprinzips,
insbesondere wenn es die Gesundheit der Menschen betrifft.

e Produktkennzeichnungspflicht fir Inhaltsstoffe aller Nahrungs-
mittel, Korperpflege- und Kosmetikartikel: detailliert, leicht lesbar
(Bio-Label gut sichtbar), verstandlich und mit Angabe des Herstel-
lers, des Erzeugungsortes sowie der verwendeten Vorprodukte
und tierischen Bestandeteile.

e Verbot von Anbau, Zucht und Import gentechnisch veranderter
Pflanzen, Tiere und Lebensmittel, auch der mittels Genschere
(CRISPR/Cas) veranderten. Notwendige Anderung davon betrof-
fener Freihandelsabkommen. Bis zur Verbotsumsetzung bedarf

9 Obsoleszenz: die [in seiner Herstellungsweise, seinen Materialien oder Ahnlichem angelegte] Alterung
eines Produkts, das dadurch veraltet oder unbrauchbar wird.
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es gerade fur Allergiker einer eindeutigen Kennzeichnung samt-
licher Produkte aus gentechnisch verandertem Material.

Verbot von Werbung fir Alkohol, Tabak und andere Suchtmittel
sowie fur alle gesundheitsgefahrdenden Nahrungsmittel, die ei-
nen zu hohen Anteil an zugesetztem Zucker und Zuckerersatz-
stoffen, Salz oder minderwertigen Fetten enthalten. Werbeverbot
fur gesundheitsgefahrdende Nahrungsmittel insbesondere fur
Kinder und Jugendliche. Verpflichtung zur eindeutigen Nahrungs-
mittelkennzeichnung mit Nennung aller Zusatz-, Aroma- und
Hilfsstoffe.

Verpflichtung zu gesundheitlich unbedenklichen Lebensmittel-
verpackungen, anderen Lebensmittelkontaktmaterialien und
Geschirr durch klare Verbote fur besonders stark schadigende
Stoffe. Entfernung potenziell gesundheitsschadigender Produkte
vom Markt und EinfUhrung eines europaischen Zulassungsver-
fahrens. Starkung der Uberwachung der Vorschriften und Rechts-
durchsetzung.

Kennzeichnungspflicht von tierischen Produkten, damit Verbrau-
cher bewusste Kaufentscheidungen fr mehr Tierwohl treffen
kénnen. Einfuhrung eines einheitlichen und verpflichtenden Tier-
wohl-Siegels! Verbraucherinformationspflicht Uber den Einsatz
von Pestiziden, Antibiotika, Gentechnik unter Verwendung ein-
deutiger Bilder Uber die Tierhaltung.

Einfuhrungspflicht eines EU-einheitlichen, verbraucherfreund-
lichen Vertragsrechts, EU-weites Klagerecht der Verbraucherver-
bande, Zulassung von Sammelklagen und Einflhrung eines euro-
paischen Studiengangs ,,Nachhaltigkeit”.

Recht auf Reparatur von Produkten in Verbindung mit Verbot von
geplanter Obsoleszenz. Verpflichtung zur Bereitstellung von Soft-
ware-Updates von mindestens zehn Jahren.

Verbot aller besonders bedenklichen Stoffe, insbesondere sol-
cher mit krebserregenden, erbgutverandernden, fortpflan-
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zungsgefahrdenden und hormonverandernden™ Eigenschaften
sowie Verbot von gesundheitsgefahrdenden Stoff- und Substanz-
gruppen, gerade zum Schutz von Kindern und Jugendlichen.
Schnellstmégliche entsprechende Uberarbeitung der EU-Chemi-
kalienverordnung (REACH).

e Kein erneutes Einbringen persistent organischer Schadstoffe
(POP) in den Wirtschaftskreislauf Uber das Recycling. Klare Kenn-
zeichnung dieser krebserregenden, gefahrlichen Chemikalien, be-
sonders in Textilien, in Alltagsgegenstanden und Verpackungen
bis zur Verbotsumsetzung. Gleiche Anforderungen an die gesund-
heitliche Unbedenklichkeit von recycelten Materialien wie fir neu
produzierte.

e Verbotvon ,Fast Fashion”und anderen kurzlebigen Phanomenen.
Verbindliche Anforderungen an die 6kologische Nachhaltigkeit
von Textil- und anderen Erzeugnissen, 6kologische Effizienz ent-
lang der gesamten Wertschopfungsketten, echte Kreislaufwirt-
schaft, die auf Abfallminimierung und Ressourcenschonung setzt,
Eliminierung von Schadstoffen wie auch Mikroplastik, gute Ar-
beitsbedingungen und Ermdéglichung klarer Kaufentscheidungen
der Verbraucher durch transparente Kennzeichnung in Form
eines digitalen, aber auch analogen Produktpasses sowie Weg-
werfverbot fur Retouren.

e Erleichterung der Wiederverwertung und des Recyclings sowie
Minimierung der Restabfallmenge durch besseres Produktdesign,
vor allem von Verbundmaterialien, und einheitliche Malltrennsy-
steme in der EU. Starkere Quoten fur die Vermeidung von Mull,
die die Abfallhierarchie widerspiegeln, d.h. Vorrang fur Vermei-
dung und Wiederverwendung vor Recycling. Mullexportverbot ins-
besondere in Staaten des globalen Sidens. Die Ausfuhr von un-
gefahrlichen Abfallen zur weiteren Verwendung soll nur gestattet
werden in Lander, die Abfalle nachhaltig behandeln kénnen.

10 Endokrine Disruptoren
11 Allen voran Organofluorchemikalien, Phthalate und Bisphenole in Produkten
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e Als Folge der NSA-Affare braucht es eine Systemgarantie zur ver-
traulichen und sicheren Ubermittlung von Daten bei vollstandig
digitaler Souveranitat. Kein Konsumentenzwang zum perma-
nenten Nachkauf neuester Produkte wie etwa Smartphones, um
nicht von Teilhabe ausgeschlossen zu sein.

e Senkung der Strahlengrenzwerte fur Mobilfunk-Sendeanlagen,
Smartphones und andere Funksysteme auf anerkannte Vorsor-
gegrenzwerte. Kennzeichnungspflicht zur Strahlenintensitat aller
Gerate und Sender.

e Einrichtung funkarmer Bereiche in 6ffentlichen Gebauden, Kran-
kenhausern und Verkehrsmitteln. Minimierung der Funkbelastung
in Naturschutzgebieten. Sicherstellung und Erhalt funkarmer Ge-
biete als Lebensraum fiir funksensible Menschen (zur Ubermitt-
lung von Gesprachen reicht minimale Funkstrahlung aus).

e Erhalt der Barzahlmoglichkeit und funkunabhangiger Benutzung
von Geldautomaten, OPNV und Fernverkehr (Recht auf analoge
Lebensmaoglichkeit und Datenschutz). Férderung von gesund-
heitsvertraglicheren Alternativen zur FunkUbertragung fur funk-
sensible Menschen z.B. durch optische Ubertragungstechniken
wie Li-Fi.™

e Beibehaltung der Entscheidungshoheit und Autonomie der Men-
schen, d.h. keine ethischen oder politischen Entscheidungen
durch Algorithmen/kunstliche Intelligenz.

12 Light Fidelity, optische drahtlose Technologie zur Datentbertragung. https://www.ipms.fraunhofer.de/
de/Components-and-Systems/Components-and-Systems-Data-Communication/Li-Fi-Data-
Communication/Li-Fi-HotSpot.html
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Mobilitidt umweltvertraglich gestalten

Die ODP steht fur eine umfassende o6kologische Mobilitatswen-
de. Dies ist mehr, als nur die herkdmmlichen Verkehrsmittel gegen
Okologischere auszutauschen. Sie umfasst Dezentralisierung durch
eine bessere Stadt- und Raumplanung, Verkehrsvermeidung, Ver-
kehrsverlagerung, Vernetzung verschiedener Verkehrsoptionen und
dkologischere Antriebskonzepte. Oberstes Ziel der ODP ist Mobilitat
mit moglichst wenig Verkehr. Mobilitdat muss gesundheitlich, sozial-
vertraglich und 6kologisch neu gedacht und ,.enkeltauglich” gestaltet
werden. Insbesondere muss der Anteil des Autoverkehrs zugunsten
von schadstoffarmen, klimafreundlichen und ressourcenschonenden
Alternativen wie Ful3- und Radverkehr sowie 6ffentlichem Verkehr
verringert werden. Wir brauchen keine autogerechten, sondern men-
schengerechte Stadte sowie gute Radwege und 6ffentliche Verkehrs-
verbindungen im landlichen Raum genauso wie im urbanen.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e FEinen Mobility-Deal fur eine Okologische Mobilitats- und Trans-
portwende mit ambitionierten Zielen:

* Reduktion der Pkw-Flotte auf 150 Millionen Fahrzeuge mit
deutlich reduzierter Durchschnittsgréf3e sowie Ressourcen-
und Flottenenergieverbrauch bis 2035.

» Attraktive 6kologische Bahn- und Fahrverbindungen als Alter-
nativen zum individuellen motorisierten Verkehr und zu Kurz-
streckenfligen bis 1.000 Kilometer.

* Weitgehende Verlagerung des Uberregionalen StraBen-Guter-
transports auf die Schiene und Wasserwege bis 2035.

* 100 % erneuerbare Energie fur Mobilitat bis 2030 und Aufbau
der dazu erforderlichen Infrastruktur: Lademdoglichkeiten fur
Batterie-elektrische und Tankmadglichkeiten fur Fahrzeuge, die
synthetische Kraftstoffe auf der Basis von erneuerbarem Was-
serstoff nutzen.
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* Beschrankung des Einsatzes synthetischer Kraftstoffe auf
Schwerlastverkehr, nétigen Flug- und Schiffsverkehr u. a., bei
denen eine direkte Elektrifizierung schwer moglich ist.

* Moglichst vollstandige Gewinnung der dafur benétigten Roh-
stoffe sowie Produktion der Infrastruktur und Fahrzeuge in
der EU. Importe aus Drittstaaten nur unter strenger Beachtung
von Menschenrechten sowie Sozial- und Umweltstandards.

Umfassende Forderung von Verkehrsvermeidung und Verkehrs-
verminderung sowie 6kologisch vorteilhaften Mobilitatsoptionen
wie Ful3-, Rad-, offentlicher Personennah- und Bahnverkehr und
bessere Vernetzung und Auslastung verschiedener Verkehrsmittel,
etwa durch Car-Sharing, insbesondere auch im landlichen Raum.

Regelung der Belastung aller Verkehrsarten durch Steuern, Abga-
ben und Gebuhren, sodass ihre tatsachlichen Kosten, Umweltbe-
lastungen und Folgeschaden berucksichtigt werden, insbesonde-
re Belastung des motorisierten Individualverkehrs nach Energie-,
Ressourcen- und Flachenverbrauch sowie Treibhausgas-, Schad-
stoff- und Larmemissionen bei entsprechender Entlastung 6kolo-
gisch vorteilhafter Mobilitatsoptionen.

Beendigung der europaischen Subventionen fur den StraRenbau
(z.B. durch Strukturfonds). Keine Subventionen fiir autonomen mo-
torisierten Individualverkehr, Flugtaxis und jegliche Mobilitatsform,
bei der eine breite gesellschaftliche Teilhabe nicht absehbar ist.

Besteuerung des Flugverkehrs. Grundsatzliches Verbot von Kurz-
streckenfligen unter 1.000 km und Start- und Landeverbot von
20-6 Uhr. Keine Subventionierung des Neu- und Ausbaus von
Flughafen.

Vorgaben fur Tempolimits in den Mitgliedsstaaten: 120 km/h auf
Autobahnen, 80 km/h auBBerorts und 30 km/h in geschlossenen
Ortschaften mit Ausnahme geeigneter HauptstralBen.
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Umfassende Energie- und
Ressourcenwende

Unsere Wirtschaft ist stark abhangig von Energie und Ressourcen,
deren Erzeugung und Nutzung massive Auswirkungen auf unsere
Umwelt haben. Der Wachstumszwang hat den Bedarf an kritischen
Rohstoffen stark steigen lassen. Der vermehrte Abbau und die Vere-
delung von Rohstoffen verscharfen globale Umweltprobleme wie die
Bodendegradation oder den zunehmenden Verlust an biologischer
Vielfalt weltweit. Das Ziel der ODP ist eine sparsame Verwendung von
Energie und Ressourcen, ein vollstandiger Umstieg auf erneuerbare
Energien im Einklang mit Anwohner-, Arten-, Natur- und Landschafts-
schutz bis 2030, das Ende des standigen Wachstums von Konsum
und Verbrauch sowie die Abkehr von der Wegwerfgesellschaft und
der Aufbau einer echten Kreislaufwirtschaft.

Weniger ist mehr! Es geht nicht nur um den Ersatz fossiler und nu-
klearer Energien durch erneuerbare, nicht nur um eine dkologische
Produktion. Durch eine bessere raumliche Verbindung von Arbei-
ten, Nahversorgung, Freizeit und Wohnen Uber kurze Wege; durch
eine umfassende Mobilitdtswende mit einem Vorrang fur Ful3- und
Radverkehr sowie o¢ffentlichen Verkehr; durch an sich andernde
Bedurfnisse anpassbare Wohnangebote mit einem hohen Anteil
gemeinschaftlich genutzter Rdume; durch gemeinschaftliche Nut-
zung, Verleih und Tausch von Fahrzeugen, Werkzeug u.a.; durch
reparaturfreundliche, langlebige und bevorzugt aus nachwachsen-
den Rohstoffen hergestellte Produkte; durch einen intelligenten Mix
verschiedener erneuerbarer Energien und durch gemeinschaftliche
Energiekonzepte auf Quartierebene will die ODP erreichen, dass we-
sentlich weniger Energie als heute benétigt wird, fur deren Bereit-
stellung weniger Ressourcen notwendig sind und weniger Flachen
in Anspruch genommen werden. Wenn Energie genutzt wird, soll
dies effizient erfolgen: durch Kreislaufwirtschaft, durch energetisch
sanierte Gebdude, durch elektrische statt Verbrennungsantriebe,
durch energieeffiziente Gerate.
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Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

Klare ambitionierte Zielvorgaben: 100 % Energieversorgung aus
erneuerbaren, Uberwiegend europdischen Quellen bis 2030. Auf-
bau einer moglichst vollstandigen Produktion der dazu erforder-
lichen Komponenten und Anlagen in der EU, von der Rohstoffge-
winnung bis zur betriebsbereiten Anlage.

Kein Greenwashing umweltzerstérender und gefahrlicher Ener-
gieformen. Schluss mit irreflhrenden Klassifizierungen: Nur En-
ergien, die bestandig verfugbar sind oder sich durch nattrliche
Zyklen wie Pflanzenwachstum innerhalb kurzer Zeit regenerie-
ren, sind als erneuerbare Energien anzusehen. Kernkraft, fossile
Brennstoffe, eingeschlossen Erdgas, sowie nicht nachhaltig ge-
wonnene Biomasse, Torf und nicht recycelbare Abfall- und Rest-
stoffe, die aus fossilen Energietragern hergestellt wurden, sind
keine erneuerbaren Energien.

Verbot des Energie-, Rohstoff-, Komponenten- und Anlagenim-
ports aus Staaten mit Menschenrechtsverletzungen. Verpflich-
tung von Unternehmen, entlang ihrer gesamten Lieferkette Men-
schenrechte, Sozial- und Umweltstandards einzuhalten. Kein
Rohstoffabbau in sensiblen Okosystemen, Naturschutzgebieten
oder in der Tiefsee.

Keine Unterstlitzung des Neubaus, der Erweiterung oder Be-
standserhaltung fossiler Energieinfrastruktur wie FlUssiggaster-
minals. Ende der Forderung und des Imports fossiler Ressourcen
bis spatestens 2030.

FUr noch europaweit bestehende Atomkraftwerke Verpflichtung
zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung, die auch regulare
Entsorgung sowie Folgen einer moglichen Reaktorkatastrophe fi-
nanziell abdeckt.

Beendigung des Euratom-Vertrags, unverziglicher EU-weiter Ato-
mausstieg und Ersatz durch einen Erneuerbare-Energien-Vertrag
zur Umstellung auf eine weltweit erneuerbare Energieversorgung
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im Einklang mit Umwelt- und Artenschutz und unter Beachtung
von Menschenrechten und Sozialstandards.

Forderung des Umbaus der Energieversorgungsstrukturen hin zu
dezentralen Einheiten, die ausschliel3lich erneuerbare Energien
nutzen und maoglichst in der Hand von Burgerinnen und Burgern,
Landwirtinnen und Landwirten, klein- und mittelstandischen Un-
ternehmen und Kommunen sind.

Sicherstellung der Widerstandsfahigkeit der Energieversorgung
durch dezentrale Erzeugung und Speicherung: Im Falle von Natur-
katastrophen, Cyberangriffen und militarischen Aktionen muss
eine Grundversorgung auf der Ebene von Stadten und Landkrei-
sen ohne Energieversorgung von aul3en fur einen Zeitraum von
mehreren Wochen gewahrleistet sein.

Konsequenter Aufbau einer energie- und ressourcenschonenden
Kreislaufwirtschaft. Verbot von Plastikmull- und Elektronikschrott-
Exporten.

Ausweitung der Okodesign-Richtlinie auf alle Produktgruppen.

Anpassung des EU-Rahmens zur Besteuerung in den Mitglieds-
staaten zwecks Bevorteilung von Reparatur, Wiederverwendung,
gemeinschaftlicher Nutzung, Verleih und einer Sharing Economy.

EinfUhrung eines europaischen Rechts auf Reparatur: Verpflich-
tung von Herstellern von technischen Geraten, langfristig Ersatz-
teile anzubieten sowie Reparaturanleitungen zu veroéffentlichen.
Hersteller mussen einer Ricknahmepflicht unterliegen, die Recy-
cling sicherstellt.

Verpflichtung der Hersteller und Anbieter von Waren und Dienst-
leistungen zur Deklaration des Energie- und Ressourcenver-
brauchs bei der Herstellung von Produkten in einer Weise, die Kon-
sumenten erlaubt, sich leicht und ohne Aufwand zu informieren.

Verbot der geplanten Obsoleszenz und Einfihrung eines effek-
tiven Kontrollsystems.
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Mindeststandards in der Sozial-
und Familienpolitik

Die EU als Staatenbund mit gemeinsamen europaischen Werten gilt
es auch im sozialen Bereich weiterzuentwickeln tGber eine neoliberal
ausgerichtete Freihandelszone hinaus. Tatsachlich mangelt es in vie-
len EU-Landern an einer ausgewogenen Aufteilung von Verantwort-
lichkeiten in Politik und Gesellschaft, in Wirtschaft und Familien zwi-
schen den Geschlechtern und vor allem an angemessener Bezahlung
besonders fur von Frauen ausgefiihrten Tatigkeiten. Auch Versuche,
Menschen bei der Wahl ihres Lebens- oder Familienmodells durch
die Politik zu bevormunden oder zu diskriminieren, sind in groBem
Mal3e festzustellen.

Die national unterschiedlich gewachsenen Sozialsysteme liegen auch
weiterhin in erster Linie im Verantwortungsbereich der Mitglieds-
lander, wobei Annaherungen anzustreben sind. Dabei ist darauf zu
achten, dass jedes Sozialsystem auch innerhalb eines jeden Landes
funktionsfahig ist.

Die ODP fordert auf EU-Ebene;

e Soziale Mindeststandards, die Ziele und Werte der EU erfullen
und fur alle Mitgliedslander verbindlich sind.

e FEine Starkung der Familien durch Verpflichtung zu einem ange-
messenen staatlichen Lasten- und Leistungsausgleich.

e Generationengerechtigkeit durch gleiche 6ffentliche Leistungen
fUr die Jugendsicherung einerseits und die Alterssicherung ande-
rerseits in jedem EU-Land.

e Verbesserung der Mdglichkeiten der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf durch familienfreundliche und familiengerechte Leitli-
nien fur Arbeitgeber/-innen und die Gesetzgebung.

e Gezielte Anstrengungen, um die Gleichwertigkeit von familiarer
und beruflicher Erziehungs- und Pflegearbeit durch gleichwertige
Honorierung sicherzustellen - erforderlich, wenn die in der Fami-
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lie geleistete Arbeit Uber ein Umlageverfahren nicht nur den El-
tern, sondern der Allgemeinheit zugutekommen soll.

Gewahrleistung sozialer Sicherheit und Teilhabe durch Siche-
rungssysteme flr Lebenszeiten und Lebenslagen, in denen eine
Absicherung lebensnotwendig ist.

Finanzierung von Sozialleistungen und offentlichen Aufgaben
durch die Burgerinnen und Burger gemal? ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit.

Monitoring und Verbesserung des Schutzes der Rechte von Kin-
dern, Jugendlichen sowie Eltern.

Fortschritte bei der Bekampfung von Kinderarmut, die immer
auch Elternarmut und damit Familienarmut ist, durch ein ausge-
wogenes Sozialsystem.

Engagierter Kampf gegen das geschlechtsspezifische Lohngefalle
durch Angleichung der Lohne fir die Uberwiegend von Frauen ge-
leistete Sorgearbeit innerhalb und aul3erhalb der Familie gegen-
Uber anderer Erwerbsarbeit.

Gezielte Malinahmen fur mehr Geschlechtergerechtigkeit sowie
Programme zur Gleichstellung der Geschlechter in 6ffentlichen
und akademischen Bereichen.

Langfristige Forderprogramme fur Sozial- und Geschlechterfor-
schung im medizinischen Bereich.

Gezielte Bekampfung von Zwangsprostitution, Menschenhandel
sowie Ausbeutung jeglicher Art.

Keine Bevormundung oder Diskriminierung bei der Wahl des Le-
bens- und Familienmodells.
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Bildung fiir alle Lebensbereiche

Die ODP steht als proeuropéische Partei ganz klar hinter dem Grund-
gedanken eines ,Europaischen Bildungsraums”'® und ,Europdaischen
Hochschulraums“™. Hierbei setzt die Europdische Union den Rahmen
fUr die nationalen Bildungssysteme. Deutliche Auswirkungen davon
waren in Deutschland die Umstellung von Diplom-Studiengangen
auf Bachelor-/Master-Studiengange im Zuge der sog. ,Bologna-Re-
form“?> und das ERASMUS-Programm.

Bildung ist fir die ODP mehr als der Erwerb von Fahigkeiten und Wis-
sen. Bildungspolitik darf nicht auf reine Verwertbarkeit ausgerichtet
werden. Forderungen, die den Menschen nur als ,Werkzeug" oder
+Ressource” der Wirtschaft sehen, lehnt die ODP klar ab. Bildung
dient auch der Entfaltung der Personlichkeit und der aktiven Gestal-
tung des eigenen Lebens. Dafur sind das kritische Hinterfragen von
gesellschaftlichen Verhaltnissen und Strukturen, die Befahigung zur
nachhaltigen Mitgestaltung der Gesellschaft und ein Verstandnis der
Natur als Lebensgrundlage elementar wichtige Bestandteile von Bil-
dung im Verstandnis der ODP - ebenso wie die Werte Toleranz, Fair-
ness, Respekt und Hilfsbereitschaft.

Demokratie lebt von einer solchen Bildung. Politisch zu sein, mitzu-
denken, zu partizipieren und damit Demokratie auch im Alltag zu
leben, ist eine Haltung - diese zu vermitteln und zu férdern, ist die
notwendige Pflicht der Bildungsinstitutionen. Wenn wir als europa-
ische Gesellschaft krisenfest sein und bleiben wollen, brauchen wir
dafir mindige Burgerinnen und Burger mit dieser Haltung, die Ja zur
Demokratie und Ja zur Europaischen Union sagen.

Die besondere Bedeutung des freien und kritischen Geistes im Bil-

13 https://www.bmbf.de/bmbf/de/europa-und-die-welt/lernen-in-europa/der-europaeische-bildungsraum/
der-europaeische-bildungsraum_node.html (20.05.2023)

14 https://education.ec.europa.eu/de/education-levels/higher-education/inclusive-and-connected-
higher-education/bologna-process (20.05.2023)

15 https://www.bmbf.de/bmbf/de/bildung/studium/bologna-prozess/bologna-prozess_node.html
(20.05.2023)
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dungsverstandnis der ODP schlieRt eine Praxisorientierung von Bil-
dungsmallnahmen ausdrucklich nicht aus. Vielmehr muss es darum
gehen, Praxis und kritisches Reflektieren miteinander zu verzah-
nen. Gerade im Bereich der beruflichen Qualifizierung sollen sich
BildungsmalBnahmen an den konkreten beruflichen Anforderun-
gen orientieren. Dabei sind die Arbeitsverhaltnisse sowie die dabei
wirkenden wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen
immer zu hinterfragen. Auch im sogenannten ,allgemeinbildenden”
Bildungssystem sollen - wo méglich - Lebensbeziige hergestellt wer-
den, um konkrete Gestaltungskompetenzen zu entwickeln. Die ODP
vertritt hier fortschrittliche Ansatze, die die althergebrachte Spaltung
zwischen Bildung und Praxis aufldsen.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Umsetzung des Menschenrechts auf Bildung, wie es in der Allge-
meinen Erklarung der Menschenrechte (Art. 26) festgehalten ist,
d. h. Orientierung der Bildungspolitik an der vollen Entfaltung der
Menschen.

e Es muss jedem Menschen moglich sein, sich auch noch in hohem
Alter weiterzubilden und personlich weiterzuentwickeln.

e EinfUhrung eines anderen Verstandnisses des ,lebenslangen Ler-
nens” auf EU-Ebene und entsprechende Anpassung der EU-Ver-
trage. Es soll dabei nicht mehr nur um Anpassung an Technik und
Anforderungen des Marktes gehen, sondern um die Moglichkeit
zur personlichen Entwicklung.

e Finanzielle Aspekte durfen kein Hinderungsgrund fur die Teilnah-
me an BildungsmalRnahmen sein.

e Der ,Fachkrafte-on-Demand“'¢-Ansatz der Europadischen Kommis-
sion fur die Hochschulen ist sofort zu beenden.

16 Die Europdische Kommission fordert, dass Hochschulen so umgestaltet werden, dass sie diejenigen
Absolventinnen und Absolventen liefern, die die Wirtschaft gerade braucht. Persénliche Bildungsans-
pruche der Studierenden spielen dabei keine Rolle.
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Forderung von praxisorientierten Ansatzen sowohl im sog. ,all-
gemeinbildenden” Bildungssystem als auch im Bereich der beruf-
lichen Aus- und Weiterbildung.

Der Europaische Qualifikationsrahmen und die Zuordnungen
der nationalen Qualifikationsrahmen sind so weiterzuentwickeln,
dass nicht mehr Bildungszertifikate, sondern tatsachliche Kennt-
nisse, Fertigkeiten und Kompetenzen die Basis fur die Einordnung
darstellen.

Der Europaische Qualifikationsrahmen zur Vergleichbarkeit euro-
paischer AbschlUsse istinsgesamt differenzierter zu gestalten, um
Qualifikationen angemessen abzubilden.

Projektforderung fir die EinfUhrung von BildungsmalBnahmen,
die die Sensibilitdt der Menschen fur Zusammenhange und Wirk-
mechanismen in der Natur férdern und erhéhen.

Ausschreiben von Wettbewerben fur Bildungseinrichtungen, wel-
che die Sensibilitat der Natur in den Mittelpunkt stellen.

Ausweitung von BildungsmalRnahmen, die die Beachtung und Ein-
haltung der Menschenrechte und der demokratischen Werte zum
Ziel haben.

Forderung von didaktischen Ansatzen der politischen Bildung und
Demokratiebildung und Vernetzung der geforderten Bildungsin-
stitutionen.

Forderung innovativer Bildungseinrichtungen, die in ihren didak-
tischen Ansatzen starker auf musikalische, klnstlerische, sport-
liche und geisteswissenschaftliche Bildung fokussieren.

Starkung der auBerschulischen Bildung (z.B. Vereine, Jugendver-
bande).

Generell Auflegung von Programmen zur Foérderung finanziell
Schwacher zur Teilhabe an Bildungsmalinahmen.
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Arbeit

Die extrem unterschiedlichen Lebensverhaltnisse innerhalb der EU
und weltweit haben zu Arbeitsmigration gefuhrt. Dies hat eine ganze
Reihe negativer Folgen wie Lohndumping und Schwarzarbeit, wach-
sende Konkurrenz im Niedriglohnsektor und um bezahlbaren Wohn-
raum, Ghettobildung und soziale Schieflagen - auch innerhalb der
EU-Mitgliedsstaaten. LanderUbergreifende Arbeitsmigration entzieht
oft den Herkunftslandern wichtige, dort ausgebildete Fachkrafte. Zur
Vermeidung dieser negativen Konsequenzen brauchen die Arbeits-
welt ebenso wie die Arbeitsmigration klare Rahmenbedingungen. Die
europaische Gesetzgebung bezuglich Migration sollte insbesondere
aufvergleichsweise motivierte und lernfahige Arbeitnehmer abzielen.

Bisher beteiligt sich die EU im Rahmen der WTO an den Verhand-
lungen zu TiSA. Alles bislang vom Dienstleistungsabkommen Trade
in Services Agreement (TiSA) Bekannte verstoR3t gegen die Werte der
EU. So sollen z.B. aus dem Nicht-EU-Ausland kommende Arbeite-
rinnen und Arbeiter nach dem Entsende-Land bezahlt und behan-
delt werden, nicht nach den Sozial- und Arbeitsvorschriften des EU-
Landes, in dem die Leistung erbracht wird.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Den sofortigen Ausstieg der EU aus den Verhandlungen zu TiSA.
e FuUr die Arbeitswelt:

* Grundsatz ,Gleicher Lohn fur gleichwertige Arbeit” statt ,Glei-
cher Lohn fur gleiche Arbeit”.

* Durchsetzung des Rechts, Gewerkschaften zu grinden, sowie
Schutz und Erweiterung der Mitbestimmungsrechte der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

* Gesetzliche Garantie existenzsichernder Lohne fur alle Arbeits-
krafte.

* Recht auf (bezahlte) Weiterbildung fir Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer.

Seite 43



Ausbau der Austauschprogramme fur Jugendliche wie Eras-
mus+.

EU-einheitliche Mutterschutzregelungen: Verlangerung der
Mindestdauer des Mutterschaftsschutzes auf 18 Wochen, da-
von mindestens zwei Wochen vor der Entbindung.
Fortzahlung von 100 % des sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsentgelts wahrend des Mutterschaftsschutzes.

Anpassung des Arbeitsschutzes an die Herausforderungen ei-
ner sich wandelnden Arbeitswelt.

Schutz von Whistleblowern in Betrieben.

Fur die Arbeitsmigration aus EU-Staaten:

Enge Auslegung der Werkvertragsregelung, damit sie nicht
mehr zur Umgehung sozialversicherungspflichtiger Beschafti-
gung genutzt werden kann.

Einhaltung der Umwelt-, Sozial- und Beschaftigungsstandards
(einschlielRlich Mindestlohn) des Mitgliedsstaates, in dem die
Dienstleistung erbracht wird.

Fur die Arbeitsmigration aus Nicht-EU-Staaten:

Die Schaffung eines einheitlichen europdischen Zuwande-
rungsgesetzes, das faire Chancen auf legale Zuwanderung in
die EU bietet, aber nicht zu einer UbermaRBigen Abwanderung
gut qualifizierter Fachkrafte aus den Herkunftslandern fuhrt.
Mindestschutz der Arbeitnehmerrechte entsprechend den
Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation
ILO (International Labour Organisation).

Schaffung eines sozialen Sicherungssystems, das - bei Beruck-
sichtigung der nationalen Begebenheiten - in allen EU-Mit-
gliedsstaaten vergleichbar ist.

Praxisorientierte Ausbildung, bei der auf fachliche und sprach-
liche Qualifizierung und kulturelle Integration zu achten ist.
Vermittlung des Leitbildes der europaischen Idee und des Ein-
satzes fur das Gemeinwohl.
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* Eine Probezeit hinsichtlich der Aufenthaltsgenehmigung, die
der Bewahrung dient und das Streben nach Sozialleistungen
verhindert. Anwendung des Prinzips ,fordern und férdern”.
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Bekampfung von Fluchtursachen -
humane Asyl- und Fliichtlingspolitik

Flucht und Migration - vor allem in die benachbarten Lander - haben
viele Ursachen: Kriege und Burgerkriege, haufig unter Einsatz deut-
scher Waffen, Verfolgung aus religiosen Grinden, Misswirtschaft
und Korruption und die Folgen von Freihandelsabkommen sowie der
Lebens- und Wirtschaftsweise der Industrienationen. Zunehmend ist
der Klimawandel mitursachlich oder Hauptursache von Flucht und
Migration. Da Fluchtenden normale Reisemdglichkeiten meistens
verwehrt sind, geraten sie oft in die Fange organisierter Schlepper
und versuchen unter Gefahr fur Leib und Leben nach Europa zu
kommen.

Wir sind mitverantwortlich fur viele der Fluchtursachen. Die aktuelle
Politik der EU und ihrer Mitgliedsstaaten unternimmt insgesamt zu
wenig fur ihre Behebung: Férderung gerechter Strukturen, Achtung
der Menschenrechte und guter Regierungsfuhrung in der Welt, faire
Handelsbeziehungen, friedliche Behebung von Konflikten sowie
Kampf gegen den Klimawandel und seine Folgen. So kommt es zu
Hunger, unertraglicher Not, Unterdrickung und Konflikten und infol-
gedessen zu Flucht und Vertreibung.

Die Gewahrung von Asyl und die Umsetzung der Genfer Flucht-
lingskonvention sind unsere Pflicht und ein unverzichtbarer Akt der
Menschlichkeit. Europa kann nicht alle Flichtenden aufnehmen, aber
eine Abschottung in einer ,Festung Europa” lehnen wir ab. Durch das
Dublin-Verfahren werden Mitgliedsstaaten an den EU-Aul3engrenzen
und die bevorzugten Ziellander in der Mitte und im Norden Europas
UbermaRig belastet und geraten an die Grenzen dessen, was moglich
beziehungsweise gewlnscht ware.
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Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

Ein gemeinsames europaisches Asylrecht.
Behebung von Fluchtursachen:

*  Umwandlung aller Handelsvertrage in Fairhandelsvertrage.

* Hilfe zur Selbsthilfe und Unterstitzung bei Wiedergutma-
chungs- und Verséhnungsprozessen in Krisengebieten.

» Sparsamer und effizienter Umgang mit Rohstoffen.

* Keine Rustungsexporte auBerhalb der EU und NATO, ausge-
nommen ein Land verteidigt sich gegen einen vélkerrechtswi-
drigen Angriff.

Menschenwurdigen Umgang mit Flichtlingen an den EU-AulRen-
grenzen und in den Aufnahmestaaten und konsequentere Kon-
trolle der Einhaltung der Menschenrechte durch die europaische
Agentur fur die Grenz- und Kistenwache Frontex.

Faire Verteilung der Geflichteten oder finanziellen Ausgleich
nach Einwohnerzahl und wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit der
EU-Mitgliedslander. Abschaffung der ungerechten Verteilung der
Flichtlinge, wie sie derzeit mittels der ,Drittstaatenregelung” des
Dublin-Abkommens erfolgt.

Schaffung von Mdoglichkeiten, aulRerhalb der Grenzen der EU-
Staaten einen Asylantrag fur die EU stellen zu kdnnen.

Bekampfung des Schlepperwesens durch Eréffnung sicherer und
legaler Fluchtwege.

Aufenthaltserlaubnis aus humanitaren Grinden fir Kontingent-
flichtlinge, bis eine Ruckkehr ins Heimatland maoglich ist.

Ausweitung der organisierten Aufnahme von durch das UN-
Fluchtlingshilfswerk UNHCR anerkannten, besonders schutzbe-
durftigen Fllchtlingen, die weder in ihr Heimatland zurtickkehren
noch in ihrem ersten Zufluchtsland bleiben kénnen (Resettle-
ment-Programme).
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Mehr finanzielle Hilfen fur die Flichtlingslager auBerhalb der EU.
Anerkennung von Klimaflichtlingen.

Schaffung oder Ausbau von dauerhaften Perspektiven fir abge-
lehnte Asylbewerber in deren Heimatlandern.

Sicherstellung der Finanzierung des UNHCR und des Welternah-
rungsprogramms (WFP).
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Lebensschutz und Bioethik

Die Wurde des Menschen ist unantastbar, unabhangig von der Le-
bensphase, von kérperlicher und geistiger Gesundheit und unabhan-
gig vom Bewusstseinszustand. Elementarer Ausdruck dieser Wirde
sind das Recht jedes Menschen auf Leben, von der Befruchtung an
bis zu seinem Tod, sowie der Grundsatz, dass Menschen niemals als
Gegenstand und unter Nutzungs- oder Vermarktungsaspekten be-
trachtet werden durfen.

Die Unantastbarkeit der Wurde des Menschen und sein Recht auf
Leben werden insbesondere am Anfang und Ende des Lebens immer
mehr infrage gestellt und bedroht. Die ODP steht hier zur Einhaltung
dieser elementaren Grundrechte. Pranatal- und Praimplantationsdi-
agnostik durfen nicht zur Selektion und Tétung von Menschen ge-
nutzt werden.

Die ODP stellt sich konsequent gegen jede Kommerzialisierung, wel-
che die Wirde des Menschen antastet. Dazu gehdren Leihmutter-
schaften, welche die Beziehung zwischen Mutter und Kind wahrend
der Schwangerschaft und ihre Bedeutung flir seine weitere Entwick-
lung missachten, genauso wie kommerzielle Organspenden, welche
das Tor zum Missbrauch von Menschen als Ersatzteillager fur Organe
offnen.

Die ODP spricht sich gegen das Recht auf direkte aktive Sterbehilfe
aus, da diese die Gefahr birgt, dass Druck auf Alte und Schwerkran-
ke oder ihre Angehorigen ausgelbt wird, einer Tétung zuzustimmen,
insbesondere wenn die palliative Versorgung aufgrund von feh-
lenden Versorgungseinrichtungen oder fehlenden finanziellen Mit-
teln nicht gewahrleistet werden kann.

Gentechnologie, Klonen und die Forschung an und mit Embryo-
nen werfen weitere ethische Fragen auf. Neue Erkenntnisse in For-
schung und medizinischer Praxis sowie der gesellschaftliche Wandel
sind dabei im Licht von Grundwerten, vor allem der Wirde des Men-
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schen, zu betrachten und mussen umfassend gesellschaftlich disku-
tiert werden. Dies geschieht vielfach unzureichend und zu spat.

Moderne biochemische Techniken wie CRISPR/Cas ermdglichen eine
einfache Veranderung des Erbguts von Lebewesen. Damit bieten
sie zwar ein enormes Potenzial fur Forschung, Biotechnologie und
Medizin, eréffnen aber auch Missbrauchsmaéglichkeiten wie z.B. die
Optimierung menschlicher Embryonen. Dem stellt sich die ODP ent-

gegen.

Gentechnische Veranderungen von Keimbahnzellen sind vererbbar
und kénnen nicht ruckgeholt werden, wenn gentechnisch so veran-
derte Organismen in die Umwelt freigesetzt werden. Darum lehnt
die ODP die Freisetzung jeglicher Art von gentechnisch verdnderten
Lebewesen ab.

Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

e Schaffung von kinder- und familienfreundlichen Strukturen in
Sozialwesen, Wirtschaft und Arbeitswelt sowie die Bereitstellung
von umfassenden Hilfen fUr Schwangere in Konfliktsituationen,
damit ein Ja zum Kind ermaéglicht und unterstttzt wird und die
Abtreibungszahlen gesenkt werden.

e Konsequente Umsetzung und Weiterentwicklung der EU-Strate-
gie zugunsten von Menschen mit Behinderung, vor allem auch mit
Blick auf eine umfassende Unterstitzung von Eltern, die ein Kind
mit voraussichtlicher Behinderung erwarten oder ein behindertes
Kind haben.

e Programme zur EU-weiten Adoption von Kindern aus Notsituati-
onen, z.B. solchen, die durch Vergewaltigung von Frauen in Kriegs-
gebieten gezeugt wurden, sowie medizinische, psychologische
und materielle Unterstitzung von Frauen in Notsituationen wah-
rend der Schwangerschaft und nach der Geburt.

e Verbot der Leihmutterschaft und der damit einhergehenden kor-
perlichen und psychischen Ausbeutung von Frauen.
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e Keine Selektion von Embryonen etwa durch Pranatal- und Praim-
plantationsdiagnostik.

e Einen umfassenden Embryonenschutz. Verbot der Herstellung
und Einfuhr menschlicher embryonaler Zelllinien.

e Verbot des Klonens und Genetic Enhancements'” von Menschen
sowie gentechnischer Eingriffe in die menschliche Keimbahn.

e Keine Verpflichtung zur Organspende in Mitgliedsstaaten und
Verbot des Organhandels.

e Richtlinie zum bedarfsgerechten Ausbau der Palliativversorgung
sowie entsprechender Finanzierung der Hospizstationen und
-dienste.

e Keine Patentierung von Erbgut. Die genetische Vielfalt ist ein Ge-
meingut.

e Einschrankung der Nutzung gentechnischer Methoden unter Be-
racksichtigung strenger ethischer Kriterien und unter Beachtung
moglicher Risiken fur Mensch und Umwelt.

17 Gezielte Manipulation des menschlichen Erbguts, um gewlnschte Eigenschaften hervorzurufen oder
unerwlnschte zu unterdricken. Schleicher, N.: Art. ,Enhancement” (Version 1.0 vom 08.02.2017) in:
Ethik-Lexikon, verflgbar unter: https://www.ethik-lexikon.de/lexikon/enhancement.
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Burgerrechte, Datenschutz
und innere Sicherheit
im digitalen Fortschritt wahren

Als Gesellschaft und vor allem als Menschen sehen wir uns mit der
fortschreitenden Digitalisierung mit ihren mannigfaltigen Kommuni-
kations- und Datenverarbeitungs-Moglichkeiten einer Vielzahl an He-
rausforderungen gegenuber, insbesondere bei der Wahrung unserer
Burgerrechte, des Schutzes unserer persdnlichen Daten und dem
Erhalt der inneren Sicherheit. Bei dieser Entwicklung setzt die ODP
auf eine zukunftsgewandte Digitalisierung: Sie mochte die Potenziale
digitaler Losungen nutzen und férdern, aber dabei die Rechte und
Interessen aller Biirgerinnen und Birger vor den zahlreichen Uber-
griffen profitgieriger bzw. machthungriger Internet-Akteure schitzen
und solche Digitalprojekte unterstitzen, die einen nachhaltig posi-
tiven Effekt auf unseren Lebensraum und das Gemeinwohl haben.
Die ODP vertritt dabei auch die vom deutschen Ethikrat zur Digitali-
sierung vorgegebenen Leitlinien. 8

Buirgerrechte in der EU stiarken

Die Menschen in der EU profitieren haufig von den in der Charta far
Grundrechte festgeschriebenen Bulrgerrechten: personliche, burger-
liche, politische, wirtschaftliche und soziale Rechte, Schutz vor Diskri-
minierung und Schutz personenbezogener Daten. Letzteres verlieren
wir manchmal aus den Augen, wenn wir in der Technikbegeisterung
fur die Digitalisierung und die mit ihr gegebenen vielfaltigen Moglich-
keiten mit einem schnellen Click allen Cookies und AGBs zustimmen,
um ,dabei sein” zu kénnen. Zum Nutzen der grof3en Big-Data-Profi-
teure.

18 Publikationen: ,Mensch und Maschine - Herausforderungen durch Kinstliche Intelligenz’ 2022
(https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Stellungnahmen/deutsch/stellungnahme-mensch-
-und-maschine.pdf); ,Big Data und Gesundheit - Datensouveranitat als informationelle Freiheitsge-
staltung” 2017 (https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Studien/befragung-big-data-und-
gesundheit.pdf); ,Pflege - Roboter - Ethik: Eine spannungsvolle Beziehung" 2019
(https://www.ethikrat.org/fileadmin/user_upload/infobrief-02-19-web.pdf).
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Die ODP tritt mit ihrem Grundsatzprogramm
fur den Schutz des Individuums und dessen
Grundrechte, gleich ob analog oder digital, ein.
Deshalb fordert sie:

20

Eine weitere Starkung bzw. Durchsetzung der EU-Grundrechte in
allen EU-Staaten, insbesondere im digitalen Bereich durch die Ein-
haltung des Datenschutzes (DSGVO™) und dessen konsequente
Durchsetzung.

Einen europaweiten Aktionsplan, der sich gegen jegliche Form
von Diskriminierung und Gewalt wie Rassismus und Queerfeind-
lichkeit wendet und ein kooperatives Miteinander fordert.

Die Vermeidung von Zwang zur Nutzung automatisierter Syste-
me (z.B. Online-Systeme von Behdrden, bargeldlose Bezahlung)
durch den Erhalt klassischer analoger Erledigungsmaoglichkeiten
zur Wahrnehmung ihrer burgerlichen Rechte und Pflichten (Digi-
tale Souveranitat?°).

Die Sicherung der Medien- und Pressefreiheit, insbesondere des
investigativen Journalismus.

Ein umfassendes EU-Whistleblower-Schutzprogramm.

Offenlegung und damit Uberprifbarkeit der Algorithmen, die an-
stelle von Menschen eine Auswahl bzw. eine Entscheidung treffen.

Die Férderung von technischen Einrichtungen zur Unterstitzung
der individuellen Freiheiten bei Mobilitat, Kommunikation, Bil-
dung, allgemein zugangliche Open-Source-Datenbanken und Pro-
grammsysteme etc.

Die Feststellung der Kompatibilitdt neuer Kommunikationstech-
niken vor deren Zulassung bzw. Einfihrung mit dem Datenschutz

Datenschutzgrundverordnung, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/
TXT/?uri=CELEX%3A32016R0679

Digitale Souveranitat beschreibt die Fahigkeiten und Moglichkeiten von Menschen und Institutionen,
ihre Rolle(n) in der digitalen Welt selbststandig, selbstbestimmt und sicher austben zu kénnen.
Siehe auch: https://www.bundesdruckerei.de/de/innovation-hub/digitale-souveraenitaet-was-ist-das
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und den anderen EU-Regelungen durch demokratisch legitimierte
Gremien.

e Neue Regelungen zum Umgang mit personenbezogenen medizi-
nischen Daten, die aber nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
sundheitsversorgung fuhren durfen.

e Schutz und Foérderung von Bildungszugangen, fairen Arbeitsbe-
dingungen und gesellschaftlicher Teilhabe.

Konsequenterer Datenschutz
als drangende Aufgabe der EU

Die digitalen Kommunikationssysteme (Internet) bieten uns viele
Vorteile im Alltag, sind aber auch hochgradig mit dem Risiko des
Datenmissbrauchs verbunden, weshalb die EU mit der allgemeinen
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ein strenges Regelwerk zu
dessen Verhinderung erstellt hat, mit den Rechten auf Auskunft,
Loéschung, Widerspruch, Berichtigung, eingeschrankte Verarbeitung
und Datenmitnahme sowie einem Kopplungsverbot (d.h. keine Ver-
knipfung von Daten aus verschiedenen Bereichen). Leider ist in den
Bildungseinrichtungen die Aufklarung Gber die Grundlagen des Da-
tenschutzes sowie Uber mogliche Gefahrdungen bei der Nutzung di-
gitaler Dienste noch sehr karg.

Trotzdem wird der Datenschutz an vielen Stellen verletzt: zunachst
durch illegale Handlungen wie z.B. die weitere nicht zulassige Aus-
wertung registrierter Daten von Smartmetern fur Strom- und Heiz-
warmeverbrauch, GPS-Daten aus Mobilfunkgeraten, Informationen
aus dem bargeldlosen Bezahlen etc. zur Gewinnung von Aussagen
Uber das Nutzer-Alltagsverhalten. Ein weiteres Beispiel sind der il-
legal mogliche Abgriff sowie die illegale Auswertung der momentan
zentral gespeicherten medizinischen Daten aller Kassenpatienten.
Schliel3lich sei das illegale Weiterverwerten von Telefonmitschnitten
und die Aufzeichnung von Telefonverbindungen genannt.
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Wir geben aber auch ,freiwillig” viele persénliche Daten uUber uns
preis: Im Internet muss man meist beim Aufrufen einer Seite den
~notwendigen” Cookies zustimmen, vor der Benutzung sozialer Me-
dien und vieler anderer Programme wie auch mancher Videokonfe-
renzen muss man den Geschaftsbedingungen zustimmen, die das
Abgreifen personlicher Daten erlauben. Eine Grauzone bilden neue
Automodelle, die mit vielen Sensoren Daten Uber die Zahl der Mit-
reisenden, oft auch Uber ihr Kérpergewicht, Uber die Fahrweise und
vieles mehr ohne explizite Zustimmung speichern, versenden und
zur Auswertung bereitstellen. All diese Aktivitaten tragen zu dem Mil-
liardengeschaft Big Data bei, wo Marketing-Strategen und politische
Gruppen versuchen, mit solchen Sammlungen vieler persdnlicher
Daten bestimmte Personengruppen zu identifizieren und diese
Kenntnis fur ihre Interessen einzusetzen.

Ein weiteres Problem stellen die vielen 6éffentlichen Uberwachungs-
kameras mit Gesichtserkennung dar, ebenso wie die digitalen Pas-
se mit deutlich mehr biometrischen Daten, die die Bundesregierung
wie viele andere europaische Lander einfuhren will. Denn dort sol-
len, wenn man den entsprechenden Zugang hat, nicht nur die Daten
eines Ublichen Passes abrufbar sein, sondern u.a. der Impfstatus
und andere personliche Angaben.

Deshalb sieht die ODP hier bei der Durchsetzung des
Datenschutzes noch erhebliche Defizite und fordert:

e Die Einhaltung der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
der EU und deren konsequente Durchsetzung durch Kontrollin-
stanzen in allen EU-Staaten sowie eine héhere Bestrafung bei Ver-
gehen.

e Nationale Gesetze durfen nicht der Intention der europaischen
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) entgegenstehen oder
dort getroffene Regelungen aufheben (z.B. pauschale Freigabe
personlicher Daten an die USA).
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Das uneingeschrankte Informationsrecht aller Burgerinnen und
Burger Uber die Verarbeitung und Weiterleitung ihrer persoén-
lichen Daten.

Keine Aufweichung des Datenschutzes durch Freihandelsabkom-
men und sonstige Vertrage der EU mit Drittstaaten.

Keine Absenkung der hohen Datenschutzstandards flr medizi-
nische Daten aus gesundheitspolitischen Grinden, insbesondere
keine Weitergabe von medizinischen Daten ohne die Zustimmung
des Patienten, selbst nicht zu Forschungszwecken.

Einen Zustimmungsvorbehalt flr die Betroffenen, wenn von ih-
nen Daten, die direkt oder indirekt Informationen Uber ihr All-
tagsverhalten beinhalten (z.B. Smartmeter fur Stromverbrauch,
GPS-Daten aus Mobilfunkgeraten, Informationen aus dem bar-
geldlosen Bezahlen), Uber den zulassigen Zweck der Registrierung
hinaus verwendet bzw. weitergegeben werden.

Die besondere Beobachtung aul3ereuropaischer, aber im europa-
ischen Internet agierender Digital-konzerne mit Big-Data-Interes-
sen (z.B. Facebook, Amazon, Google) bezlglich der Einhaltung der
DSGVO und anderer EU-Regelungen.

Ein Verbot anlassloser Auswertung von Videoaufzeichnungen im
offentlichen Raum mit Gesichtserkennung.

Eine systematische Evaluierung von Uberwachungsbefugnissen
und -programmen.

Innere Sicherheit schiitzen

Die Sicherheitsbehdrden der Mitgliedsstaaten arbeiten zur Auf-
rechterhaltung der inneren Sicherheit immer enger zusammen, um
grenzlberschreitender Kriminalitat besser begegnen zu kdnnen. Da-
bei spielt der Austausch von Datenbankinformationen aus den ver-
schiedenen EU-Staaten Uber digitale Kanale eine wichtige Rolle. Auch
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Software-Systeme zur Vorhersage von schweren Straftaten kénnten
einen Beitrag zur Stabilisierung der inneren Sicherheit liefern.

Die konfliktgeladene Auseinandersetzung um den Klimaschutz und
damit um die Zukunftserwartungen nachfolgender Generationen
fUhrt derzeit zunehmend zu einer Spaltung der Gesellschaft und da-
mit zu einer Bedrohung der inneren Sicherheit durch eine Destabili-
sierung des gesellschaftlichen Konsenses.

Zu einer solchen Konsensfindung kann die Verfugbarkeit der digi-
talen Kommunikationssysteme und damit die Erreichbarkeit einer
grol3en Anzahl von Menschen einen positiven Beitrag liefern. Aller-
dings kann diese Reichweite auch missbraucht werden, namlich fur
Desinformation: So hat die Firma Cambridge Analytica weltweit Uber
zweihundert Wahlen beeinflusst, u.a. die amerikanische Prasident-
schaftswahl 2016 und den Brexit. Dabei geht es aber nicht nur um
Wahlen, sondern auch um Beeinflussung und Kontrolle von Gruppen
mit dem Ziel der Destabilisierung des Staatswesens.

Deshalb fordert die ODP in der EU:

e Einen besseren Schutz kritischer Infrastruktur und offentlicher
Sicherheit vor Cyberattacken, Spionage und Terroranschlagen in
allen EU-Staaten.

e FEinen Schutz vor gezielter gesellschaftlicher und politischer Ma-
nipulation durch Internetdienste wie Social Media, ermdglicht
durch individuell gewahlte und gefilterte Informationsverteilung
(Content-Zuweisung?').

e FEinen Ausbau des Onlineverbunds der Fahndungsdatenbanken??
aller EU-Staaten zur Unterstutzung der nationalen Behorden so-
wie Europol bei der EU-weiten Verfolgung von Straftaten, aber un-
ter Wahrung der Burgerrechte.

21 Personenbezogene Verknupfung von Daten aus verschiedenen Bereichen zur Profilbildung eines
Individuums, um es einer Zielgruppe zuordnen zu kdnnen

22 Zum Beispiel Schengener Informationssystem (SIS)
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Einen weiteren personellen Ausbau von Europol zur wirksameren
Unterstutzung der nationalen Strafverfolgungsbehdrden gegen
internationale Terrornetzwerke und Organisierte Kriminalitat wie
Menschenhandel, Organraub, Erpressung.

Kein Abbau von Dienstposten bei der Polizei zugunsten eines wei-
teren Einsatzes von Uberwachungstechnologie.

Die Entwicklung einer internationalen Kriminalpraventionsstra-
tegie.

Eine Ausweitung der Befugnisse des Grundrechtsbeauftragten bei
Europol, insbesondere in Bezug auf das Weisungsrecht. Die par-
lamentarische Kontrollgruppe bei Europol muss einen hdéheren
Stellenwert und mehr Befugnisse erhalten.

Eine demokratisch legitimierte Aufsicht Uber die Aktivitaten der
europaischen Geheimdienste.

Mehr Schutz fur Menschenrechtsaktivisten und Oppositionelle.

Die Ablehnung von Chat-Kontrollen, sofern sie nicht im Einzelfall
richterlich angeordnet sind.

Keine Nutzung von Staatstrojanern und Spahsoftware (z.B. das
Programm ,Pegasus”) ohne richterliche Anordnung.

Die Sicherstellung der allgemeinen Lebenszufriedenheit durch
die problemlose Versorgung mit den GUtern des Alltags mit EU-
Bestimmungen zu Lieferketten und Besitzregelungen von rele-
vanten Infrastrukturelementen (z.B. Hafen, 6ffentlicher Verkehr,
medizinische Versorgung).

Eine verstarkte EU-weite Konsensbildung zum Klimaschutz und
dessen konsequenter Umsetzung als sicherheitsfordernden Bei-
trag zum Erhalt der Lebensgrundlagen zuklnftiger Generationen
(Enkelpolitik).

Die Einubung friedlicher Konfliktbewaltigung in Schulen, Medien
und Politik.
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Auf3en- und Verteidigungspolitik

Die Europdische Union (EU) versteht sich zwar als Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts, beachtet diese Grundsatze aber
nicht uneingeschrankt in ihrem aulBenpolitischen Handeln, wenn es
um die Durchsetzung eigener Interessen geht. So erlaubt der Ver-
trag Uber die Europaische Union (Vertrag von Lissabon) militarische
Einsatze zur Friedenssicherung, Konfliktverhitung und Starkung
der internationalen Sicherheit in Ubereinstimmung mit den Grund-
satzen der Charta der Vereinten Nationen auch aul8erhalb der EU
(Art. 42 (1) des Vertrags uber die Europaische Union)?. Solche Ein-
satze sind jedoch auch im Dienste ihrer [der EU] Interessen maoglich
(Art. 42 (5)), was Uber den Rahmen der militarischen Verteidigung
hinausgeht und Angriffskriege z.B. zur Sicherung des Zugangs zu
Olquellen erméglicht, was als verantwortungsvolle Sicherheitspolitik
verbramt wird: Die Energielieferungen werden aus einer begrenz-
ten Anzahl von Landern kommen, deren Stabilitat [...] keinesfalls
gesichert ist. Uns stellen sie daher eine Vielzahl von Sicherheitshe-
rausforderungen, die ein verantwortungsvolles und solidarisches
Vorgehen aller Mitgliedsstaaten erfordern.? BeschlUsse uber sol-
che Einsatze mussen von den Staats- und Regierungschefs der Eu-
ropaischen Union und vom Ministerrat einstimmig gefasst werden
(Art. 42 (4)), erfolgen jedoch ohne Mitsprachemaoglichkeit des Eu-
ropaischen Parlaments und der Parlamente der Mitgliedsstaaten.
Eine Uberprufung der Gemeinsamen AufRRen- und Sicherheitspolitik
(GASP) durch den Europdischen Gerichtshof ist nicht méglich.2*

23 https://dejure.org/gesetze/EU/42.html

24 Council of the European Union, General Secretariat of the Council, European Security Strategy :
a secure Europe in a better world, Publications Office, 2009, https://data.europa.eu/doi/10.2860/1402
25 ,Rechtsakte, die der Rat im Rahmen der GASP erlasst, sind grundsatzlich nicht durch den Europaischen
Gerichtshof (EuGH) Uberprufbar ...", https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/europa/
aussenpolitik/gasp/-/201776
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Die ODP fordert daher auf EU-Ebene:

Weltweite Wahrung der Menschenrechte als oberstes Ziel der
GASP.

Ausrichtung der GASP auf den Frieden, die Vorbeugung von Kon-
flikten, die Suche nach friedlichen Lésungen in Konfliktsituationen
und humanitare Hilfe.

Kein Militdreinsatz ohne Beschluss des UN-Sicherheitsrats, ausge-
nommen Einsatze im Rahmen von Artikel 51 der UN-Charta (Recht
auf kollektive Selbstverteidigung).

Einsatz fur die konsequente Einhaltung des Vélkerrechts und
Anwendung des Volkerstrafrechts statt Unterstitzung volker-
rechtlich fragwurdiger ,humanitarer Interventionen”.

Mehr Unabhangigkeit Europas von den USA durch eine gemein-
same Verteidigungspolitik und Abstimmung von RUstungspro-
jekten innerhalb der EU.

Beteiligung des EU-Parlaments an Entscheidungen zur gemein-
samen Aul3en- und Verteidigungspolitik der EU, insbesondere das
Recht, militarische Operationen zu stoppen.

Einsatz der EU fur ein weltweites Verbot von Atomwaffen, wie es
mittlerweile mehr als 122 Staaten in den UN fordern.

Anderung des EU-Vertrags dahingehend, dass militérische Opera-
tionen der EU um Ol und Rohstoffe und zur Sicherung von Han-
delswegen verboten werden.

Einen gemeinsamen EU-Sitz im Weltsicherheitsrat als Ausdruck
der gemeinsamen AulBen- und Sicherheitspolitik.

Einsatz fur die Abschaffung des Vetorechts im Weltsicherheitsrat
und fur die EinfUhrung von Mehrheitsentscheidungen.

Initiative fur eine Erfassung geraubter Kulturglter in europa-
ischen Museen und Angebot zur Ruckgabe an die jeweiligen Her-
kunftslander.
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per Volksbegehren
Senat abgeschafft
(Ersparnis fur den
Steuerzahler bis 2023:
Uber 125 Mio Euro).

gewann die ODP mehre
Klagen gegen kommunale
Sperrklauseln in NRW.

fanf Standorte far neue
Atomkraftwerke per
Volksbegehren gekippt.

Sieg beim
Burgerentscheid
zur Abschaltung
des Kohlekraftwerks
Munchen.

Erfolge (09

Die ODP stellt

8 Burgermeister bzw.
Ortsvorsteher und
hat 530 kommunale
Mandatstrager.

Wahl-O-Mat mit
allen Parteien nach
einer ODP-Klage.

Staatsregierung will
Grundwasserschutz
aufweichen,

ODP erzwingt Riickzieher
mit Volksbegehren-
Androhung.

Die ODP
zieht in das
Europaparlament ein.

wehrt sich die ODP vor dem
Bundesverfassungsgericht
erfolgreich gegen die Ein-
schrankung der staatlichen
Zuschusse fur kleine Parteien.

Volksbegehren

.Rettet die Bienen”
gewonnen und mehr
Artenschutz durchgesetzt.

wurde die Sperrklausel
far die EU-Wahl

als verfassungswidrig
erklart.

Konsequenten
Nichtraucherschutz
per Volksbegehren
durchgesetzt.

Geheimpolitik
in kommunalen
GmbHs abgeschafft.



Unsere Vision:
ein Europa, das unsere
Lebensgrundlagen schutzt!

Die ODP steht fiir ein Europa des Friedens, der Freiheit, der Demo-
kratie und der Menschenrechte und fir ein sozial gerechtes Europa,
das innerhalb der planetaren Grenzen wirtschaftet, die nattrlichen
Lebensgrundlagen bewahrt, das Gemeinwohl vor den Profit Einzel-
ner stellt und Burgerinnen und Burger in Entscheidungsprozesse
miteinbezieht. Das erfordert eine Abkehr vom Dogma des unbe-
grenzten wirtschaftlichen Wachstums, einen effizienten Umgang mit
Ressourcen und den Ubergang zu einer nachhaltigen européischen
Kreislaufwirtschaft.

Weniger ist mehr! Die ODP méchte darauf hinwirken, dass alle pla-
netaren Grenzen eingehalten werden. Das erfordert einen um-
fassenden Schutz von Klima, Arten, Biodiversitat, Luft, Wasser und
Boden. Diese Schutzziele durfen nicht gegeneinander ausgespielt
werden und nicht das eine zulasten des anderen ausgehebelt wer-
den. Die Einhaltung planetarer Grenzen ist nur moglich, wenn zu-
gleich das Gemeinwohl, soziale Gerechtigkeit und die Beteiligung der
Menschen an den erforderlichen Transformationsprozessen in den
Blick genommen werden. Sozialer Ausgleich, Verringerung von Ein-
kommens- und Vermégensunterschieden und die Beteiligung von
Burgerinnen und Burgern in direkt-demokratischen Prozessen sind
Mittel, die wir hierzu einsetzen méchten.

Wir sind uns bewusst, dass die reichen Lander der EU bei diesem
Wandel vorangehen mussen, um eine nachhaltige, gerechte und
friedliche Zukunft fur alle zu schaffen. Wir sehen eine grol3e Verant-
wortung gegenlUber den kommenden Generationen, aber auch eine
globale Verantwortung gegentber den wirtschaftlich armeren Lan-
dern des globalen Sudens.
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Unsere politische Agenda zielt darauf, eine nachhaltige, gerechte
und friedliche Zukunft fur alle zu schaffen. Wir werden dafur kamp-
fen, dass unsere Vision Wirklichkeit wird. Der Schutz unserer natur-
lichen Lebensgrundlagen, Gemeinwohl und Mitbestimmung sind die
obersten Ziele unseres politischen Handelns.

Daflr bitten wir um die Stimme der Wahlerinnen und Wahler bei der
Europawahl 2024.

Conitn AR
Seite 63



Die Naturschutzpartei

far Europa.

Naturschitzer wahlen jetzt die
Okologisch-Demokratische Partei.

ODP )

odP www.oedp.de 6Q0@0


https://de-de.facebook.com/oedp.de/

https://www.youtube.com/ÖDPde

https://www.instagram.com/oedp.de/?hl=de

https://twitter.com/i/flow/login?redirect_after_login=%2Foedp_de
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